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Antrag der Kommission
Mehrheit

Titel und Ingress, Art. 1-3
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Minderheit
(Bundi, Bussey, Eggli-Winterthur, Fontanet, Grabet, Mei-
zoz, Muheim, Nauer)

Art. 34septies Abs. 2
Der Bund erlässt Bestimmungen zum Schutz der Mieter
von missbräuchlichen Mietzinsen, ungerechtfertigten Kün-
digungen und anderen Forderungen der Vermieter.

Antrag Dafflon
Art. 2
Streichen

Art. 3

Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die
Volksinitiative anzunehmen.

Eventualanträge Eggli-Winterthur
(im Fall der Ablehnung des Minderheitsantrages betr. Art.
34septies Abs. 2)

Art. 2
Streichen

Art. 3
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die
Volksinitiative anzunehmen.

Antrag Aider
Art. 2 Abs. 2
Er lautet:
Artikel 34septies Absatz 2 der Bundesverfassung wird wie
folgt geändert:
2 Der Bund kann Bestimmungen zum Schutz der Mieter
vor missbräuchlichen Mietzinsen, ungerechtfertigten Kün-
digungen und anderen Forderungen der Vermieter erlas-
sen.

Proposition de la commission
Majorité

Titre et préambule, art. 1 à 3
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Minorité
(Bundi, Bussey, Eggli-Winterthour, Fontanet, Grobet, Mei-
zoz, Muheim, Nauer)

Art. 34septies 2e al.
La Confédération légifère pour protéger les locataires
contre les loyers abusifs, les résiliations abusives et les
autres prestations exigées par les propriétaires.

Proposition Dafflon
Art. 2
Biffer

Art. 3

L'Assemblée fédérale recommande au peuple et aux can-
tons d'accepter l'initiative.

Propositions éventuelles Eggli-Winterthour
(en cas de rejet de la proposition de minorité concernant
art. 34sepf/es, 2e al.)

Art. 2
Biffer

Art. 3

L'Assemblée fédérale recommande au peuple et aux can-
tons d'accepter l'initiative.

Proposition Aider
Al. 2
II a la teneur suivante:
L'article 34sepf/es, 2e alinéa, de la constitution est modifié
comme il suit:
2 La Confédération peut légiférer pour protéger les loca-
taires contre les loyers abusifs, les résiliations abusives et
les autres prestations exigées par les propriétaires.

Müller-Aargau: Die Mieterschutz-Initiative ist ein Kind ihrer
Zeit. Es war legitim, 1972/73 nach zusätzlichem Schutz des
Mieters zu streben. Es war legitim, dies über eine Initiative
zu tun, da kaum ein anderer Weg einen Schutz von glei-
cher Wirkung sicherstellte. Ein allgemeiner wirksamer
Mieterschutz, der auf einer klaren Verfassungsbestimmung
gründet, kann auch heute ein Wunsch oder eine Forde-
rung sein, sofern Zustände «wie gehabt» wiederkehren
sollten. Wie aber steht es heute? Der Bundesrat gibt in
seiner Botschaft eine Analyse der heutigen Verhältnisse.
Der Hinweis auf leerstehende Wohnungen wird pariert mit
statistischen Angaben - viele Eigentumswohnungen, allzu
komfortable und teure Wohnungen oder Räumlichkeiten in
Altliegenschaften, die nicht mehr marktgängig seien. So
die Analyse des gegenwärtigen Zustandes. Darf aber auf-
grund dieser Situation legiferiert werden? Der Bundesrat
hat gut daran getan, erst im Mai 1976 die Experten mit der
Revision der Mieterschutzbestimmungen im Obligationen-
recht zu beauftragen. Hier bin ich gegenteiliger Ansicht
als Herr Muheim. Nie war Zuwarten so sinnvoll wie heute
auf diesem Sektor. Sicher wissen wir heute nur eines: Der
offensichtliche Verhaltenszustand, das grosse Abwarten
auf dem Wohnungsmarkt kann nicht von Dauer sein. Vieles
wird möglich. Die Möglichkeiten, wie sie der Bundesrat in
der Botschaft aufzeigt, wie sie von gewissen Fraktions-
sprechern für die Zukunft als Möglichkeit skizziert wurden,
sind gegeben. Es sind Konstruktionen aus der Vergan-
genheit - «wie gehabt». Aber wir sind vorsichtig ge-
worden mit Zahlen, Statistiken und Extrapolationen. Wahr-
scheinlicher ist die Möglichkeit, dass sich die Lage norma-
lisiert, d. h. gewisse Marktgesetze zu spielen beginnen.
Dass dies auf dem Wohnungssektor nicht in gleichem
Masse geschehen kann wie bei Produktion und Konsum,
ist eine Binsenwahrheit und kaum der Erwähnung wert.
Aber Eigentumswohnungen können auch Mietwohnungen
werden. Teure Wohnungen werden sich preislich der
Nachfrage anpassen müssen. Der Zimmerherr oder das
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«möblierte Fräulein» könnten wieder in Mode kommen,
wenn das Leben morgen in der Dreizimmerwohnung für
eine Einzelperson finanziell zu gewagt wird. Die Statistik
der Geburtenrate zeigt uns, dass auch langfristig kaum
Verschärfungen auf dem Wohnungsmarkt, nach bekannten
Erfahrungen, eintreten werden. Ist bei dieser Situation ein
zwingender Mieterschutz von solcher Tragweite notwen-
dig? Zeigt sich nicht in der Argumentation der Befürworter
Unbeweglichkeit und schlechte Anpassung an gewandelte
Zustände und neue Perspektiven? Ein zeitlich befristeter
Mieterschutz ist vorerst - für die heutige Lage - die beste
Lösung. Als dauernde Massnahme soll das Obligationen-
recht revidiert und eine Grundlage in der Verfassung ver-
ankert werden.
Daher drängt sich folgendes auf. Erstens: Als provisori-
sche Massnahme die Verlängerung der Massnahmen ge-
gen Missbräuche im Mietwesen für fünf Jahre, wie gestern
beschlossen. Zweitens: Ablehnung der Mieterschutz-Initia-
tive, die den Realitäten in Zukunft kaum angemessen sein
wird. Drittens: Ablehnung des Gegenvorschlages des Bun-
desrates, weil auch dieser zwingend nach zusätzlichem
Mieterschutz verlangt, egal ob er in Zukunft gebraucht
wird oder nicht. Viertens: Ablehnung des Zusatzantrages
Bundi auf Ausweitung des bundesrätlichen Vorschlages
mittels Kündigungsschutz. Fünftens: Wiederaufnahme des
bundesrätlichen Vorschlags und des Vorschlags Bundi im
Antrag Aider in einem «Kann»-Artikel.
Diese Lösung ist flexibel. Damit kann jederzeit auf ordent-
licher Grundlage, wenn nötig, ein wirksamer Mieter- und
Kündigungsschutz sichergestellt werden. Wir fabrizieren
damit weder Gesetze auf Vorrat noch auf «Nachrat». Der
Mieterschutz soll ordentlich und nach Bedürfnis geschaf-
fen werden können. Ich empfehle Ihnen im Namen der
Fraktion des Landesrings der Unabhängigen Eintreten auf
die Vorlage und Unterstützung des Antrags Aider. Er wird
ihn selber noch begründen.

Bundi, Berichterstatter der Minderheit: Lassen Sie mich
zuerst ein paar grundsätzliche Bemerkungen machen.
Nicht selten kann man den Ausspruch hören, die Schweiz
- ein Volk von Mietern. Und wirklich, die Statistik beweist,
wie allzu wahr dieser Ausspruch ist. 68 Prozent der
Schweizer wohnten im Jahre 1970 in Mietwohnungen, wäh-
rend nur 28 Prozent der Schweizer in einer eigenen Woh-
nung lebten. Der Anteil der Mieter hat sich allein im Zeit-
raum von 1960 bis 1970 von 61 auf 68 Prozent verschoben.
Für die neueste Zeit fehlen uns die Zahlen. Aber es deu-
ten mehrere Anzeichen darauf hin, dass sich diese Ent-
wicklung noch verstärkt, und dies trotz offiziellen Beteue-
rungen und Bestrebungen zur Streuung des Wohnungsei-
gentums. Die Verhältnisse haben sich insbesondere im
letzten Vierteljahrhundert stark gewandelt. Mit der Konzen-
tration des Wohnungseigentums in den Händen weniger
hat sich zugleich auch, vor allem in den Agglomerationen,
die Anonymität vieler Häuserblocks und Hochhäuser be-
mächtigt. Der Mieter bekommt den Hauseigentümer selten
oder nie zu Gesicht; der meiste Verkehr, insbesondere
Zinserhöhungen und Kündigungen, vollzieht sich schrift-
lich und über beauftragte Verwaltungsbüros. Der weniger
wendige, weniger geschulte Mieter ist in diesem System
der Benachteiligte.
Nun leuchtet es wohl ein, dass für solche Verhältnisse in
unserer Gesellschaft der Schutz der Mieter ein Gebot der
Zeit ist. Dabei möchte ich nicht verkennen, dass in unzäh-
ligen Fällen in unserem Lande, besonders wo der persönli-
che Kontakt zwischen Vermieter und Mieter lebendig ist,
ein einwandfreies Einvernehmen vorherrscht. Die zuneh-
mende Konzentration des Wohnungseigentums aber und
die zuweilen anmassende Haltung mancher anonymer
Wohnungsgesellschaften muss den Staat veranlassen, die
Schutzbestimmungen für den Mieter so gut als möglich
auszubauen, und dazu gehört auch eine klare verfassungs-
rechtliche Verankerung des Kündigungsschutzes. Ich
möchte an dieser Stelle durchaus attestieren, dass der

Bundesrat in seinem Beschlussentwurf zur Missbraüchsge-
setzgebung einige namhafte Verbesserungen eingebaut
hat, und ich möchte anerkennen, dass unser Volkswirt-
schaftsminister, Herr Bundesrat Brugger, gegenüber Mieter-
anliegen im allgemeinen eine aufgeschlossene Haltung
und verständnisvolle Bereitschaft bewiesen hat. So möchte
ich denn wünschen, dass sich bei ihm auch in bezug auf
diesen unseren Minderheitsantrag seit der Behandlung in
der Kommission ein Gesinnungswandel vollzogen habe
und dass er uns nun in diesem wichtigen Punkte unter-
stützen könne.
Und nun zum eigentlichen Anliegen unseres Minderheits-
antrages: Mit dem Gegenvorschlag möchte der Bundesrat
auch in der Zukunft, und zwar für die ganze Schweiz, den
Mieter vor Missbräuchen schützen. In diesem Zusammen-
hang meine ich, dass neben dem Schutz vor missbräuchli-
chen Mietzinsen und anderen Forderungen der Vermieter
auch der Kündigungsschutz einzuschliessen sei. Aus die-
sem Grund stellt unser Antrag eine Ergänzung des bun-
desrätlichen Textes dar, durch den Einbezug der unge-
rechtfertigten Kündigungen. Er ist also ausdrücklich auf
die missbräuchliche Kündigung bezogen. Diese Formulie-
rung beinhaltet eicht eine ungewöhnliche Verschärfung
oder gar einen extremen Schutz des Mieters; vielmehr
möchte sie einen anderweitig schon da und dort aner-
kannten Grundsatz verfassungsrechtlich verankern. Sie
kann auch als Kornpromiss zwischen den Forderungen der
Initianten und dem geltenden Recht angesehen werden.
In seiner Botschaft stellt der Bundesrat langfristig eine
Totalrevision des Mietrechts in Aussicht, wobei auch die
Kündigungsbestimmungen revidiert werden sollen. Der ge-
setzliche Kündigungsschutz soll dabei im Rahmen des Obli-
gationenrechts ausgebaut werden. Nun vertritt der Bun-
desrat aber die Auffassung, dass es dazu keiner Ver-,
fassungsrevision bedürfe. Gerade im Zusammenhang mit
den Diskussionen in unserer Kommission um einen Aus-
bau des Kündigungsschutzes im Bundesbeschluss wurde
von Expertenseite darauf hingewiesen, dass gewisse
entsprechende Anliegen aufgrund des geltenden Ver-
fassungsartikels über die Missbrauchsgesetzgebung nicht
möglich seien. W,e soll aber der Kündigungsschutz ge-
setzlich ausgebaut werden, wenn schon heute solche Be-
denken angemeldet werden? Gewisse Postulate dürfen künf-
tig zweifellos mit dem Hinweis abgelehnt, dafür fehle
die genügende verfassungsrechtliche Grundlage. Einer
sinnvollen Revision wären späterhin also zu enge Grenzen
gesetzt. Nun bietet die jetzige Revision der Bundesverfas-
sung mit dem Gegenvorschlag eine ausgezeichnete Gele-
genheit, den Grundsatz der ungerechtfertigten Kündigung
in der Verfassung zu verankern. Damit wäre eine einwand-
freie Rechtslage für spätere Revisionen geschaffen. Was
unter ungerechtfertigter Kündigung zu verstehen ist, bleibt
selbstverständlich der Gesetzgebung vorbehalten. Mög-
lichkeiten für die entsprechende begriffliche Umschrei-
bung sind in der Botschaft zur Initiative skizziert. Am ehe-
sten dürfte dabei wohl die Variante in Frage kommen, wo-
nach das Gesetz die Grundsätze zur Beurteilung der Indi-
viduellen Verhältnisse festlegt. Man braucht im Zusam-
menhang mit unserem Antrag keine Angst zu haben, dass
bei der gesetzlichen Festlegung der Kriterien in unserem
Rate die berechtigten Anliegen der Mieter nicht auch Ver-
ständnis finden und berücksichtigt würden.
Lassen Sie mich noch in Erinnerung rufen, dass nicht nur
die eigentlichen Mieterkreise einen verstärkten Kündi-
gungsschutz anstreben, sondern auch ein beträchtlicher
Teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung, nämlich die
Pächter. Den landwirtschaftlichen Pächtern ist schon wie-
derholt eine Revision der geltenden Bestimmungen in Aus-
sicht gestellt worden; erfolgt ist diese aber bis heute
nicht. Der Pächter, dem mit der Regelung des Pachtver-
hältnisses seine Existenz bleibt oder fällt, fühlt sich heute,
in der Rezessionszeit, da und dort verunsichert. In der
Botschaft erklärt sich der Bundesrat erneut gewillt, einen
verstärkten Kündigungsschutz für die landwirtschaftliche
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Pacht zu überprüfen. Auch dafür - so scheint es uns -
kann hier beim Gegenvorschlag die Verfassungsgrundlage
gelegt werden.
Auf einen Punkt bleibt noch besonders hinzuweisen: Es ist
gesagt worden, diese verfassungsrechtliche Forderung
nach dem Kündigungsschutz würde einen eigenen neuen
Apparat und damit einen ungerechtfertigten bürokrati-
schen Aufwand bedingen. Wir sind nicht dieser Auffas-
sung. Im Rahmen eines Ausbaues des Kündigungsschut-
zes im Obligationenrecht genügen - wie das nämlich auch
gestern Herr Bundesrat Brugger bestätigt hat - die beste-
henden Einrichtungen, das heisst also die bewährten
Schlichtungsstellen und die zuständigen Gerichte. Es
braucht also keine Sonderorganisationen dazu.
Nun zum Schluss noch zwei mehr praktische und takti-
sche Hinweise: Könnten sich die eidgenössischen Räte
mehrheitlich unserem Antrage anschliessen und damit den
Grundsatz des Kündigungsschutzes in der Verfassung
festlegen, so wäre es denkbar, dass die Initianten ihre
Initiative zurückzögen. Der Kompromisscharakter unseres
Antrages hat seinen besonderen Sinn, indem bei einem
möglichen Rückzug der Initiative eine klarere und einfa-
chere Abstimmungssituation geschaffen würde. Daneben
würden wir, was den Aufwand für diese Volksabstimmung
anbetrifft, auch noch einen Beitrag zu einer kleinen Spar-
massnahme leisten.
Aus all diesen Gründen möchte ich Sie höflich bitten, dem
Antrag unserer Minderheit zuzustimmen.

Aider: Es geht heute um die Revision eines Verfassungsar-
tikels, der erst wenige Jahre alt ist. Das zwingt uns, einen
kurzen Blick zurückzuwerfen. Im Jahre 1971 hat der Bun-
desrat dem Parlament einen neuen Artikel 34septies vor-
geschlagen mit dem Begehren, dem Bunde, die Kompetenz
einzuräumen, Vorschriften über die Allgemeinverbindlich-
erklärung von Rahmenmietverträgen zu erlassen. Der
Nationalrat fügt dieser Bestimmung eine zweite hinzu mit
dem Wortlaut: «Der Bund kann Bestimmungen zum Schutz
der Mieter vor missbräuchlichen Mietzinsen und anderen
Forderungen der Vermieter erlassen.»
Im wesentlichen ist das die heutige Vorschrift in Artikel
34septies Absatz 2, aber mit dem bedeutsamen Unter-
schied, dass die heutige Vorschrift keine Kann-, sondern
eine Muss-Vorschrift ist. Diese Muss-Vorschrift kam erst in
den Beratungen des Ständerates hinzu, und zwar im Ple-
num und nicht in der Kommission. Warum? Es ging da-
mals zusätzlich um einen Absatz 3, mit welchem eine Min-
derheit im National rat den Kantonen eine weitere Befugnis
auf Verfassungsebene einräumen wollte, Bestimmungen im
Sinne dieses Artikels 34septies Absatz 2 zu erlassen. Die-
ser Kompetenznorm zugunsten der Kantone widersetzte
sich nun Bundesrat Brugger im Ständerat mit dem richti-
gen Hinweis: «Wir bekämen einen unerhörten Wirrwarr,
wenn wir in der Schweiz 25 verschiedene Mietnotrechte
anwenden müssten.» Anstelle dieses Absatzes 3, der dann
entsprechend dem Antrag Bundesrat Bruggers gestrichen
wurde, hat man die Kann-Vorschrift - mit welcher an sich
jedermann einverstanden war - gewissermassen aus dem
Handgelenk heraus in eine Muss-Vorschrift umgewandelt.
Die Anwendbarkeit dieser Regelung von 1971 soll nun ge-
mäss Antrag des Bundesrates und der Mehrheit auf die
ganze Schweiz ausgedehnt werden, nachdem sie bisher
nur für bestimmte Gebiete gegolten hat. Die Minderheit
schliesst sich dieser Ausdehnung an, will - wie Sie von
Herrn Bundi gehört haben - aber ausserdem noch unge-
rechtfertigte Kündigungen in den Verfassungsartikel mit-
einbeziehen.
Mein Antrag - als dritter Antrag - greift nun auf die ur-
sprüngliche Kann-Vorschrift zurück, die im Nationalrat ge-
nehmigt worden war und an sich auch vom Ständerat ak-
zeptiert worden wäre, hätte man nicht in letzter Minute -
ohne substantielle Begründung - die Kann- in eine Muss-
Vorschrift umgewandelt. Ich habe mich mit dieser dritten
Variante nicht nur an die ursprüngliche Fassung des Par-

laments angeschlossen, sondern auch noch die Gedanken
aufgenommen, die im Antrag Bundi enthalten sind. Es sind
nach meiner Meinung an sich keine sehr neuen Gedan-
ken: Wir stellen fest, dass wir bereits im gestern verab-
schiedeten Bundesbeschluss einzelne Bestimmungen über
den Kündigungsschutz haben.
Zu den rechtlichen Aspekten: Grundsätzlich halte ich es
für fraglich, ob wir überhaupt eine solche Verfassungsbe-
stimmung in Artikel 34septies Absatz 2 nötig haben. Ich
frage mich, ob nicht die ganze Operation über Artikel 64
der Bundesverfassung, d. h. die allgemeine Kompetenz des
Bundes zur Zivilgesetzgebung, hätte abgewickelt werden
können; denn historisch betrachtet war es so, dass wir
hier ursprünglich - auch aus einer Notzeit heraus - eine
Mietzinskontrolle verankert hatten. Das war zweifellos öf-
fentliches Recht. Und als man sich dazu entschloss, die
Mietzinskontrolle fallen zu lassen, hatte man nicht den
Mut, wieder zur ursprünglichen liberalen Ordnung, d. h.
Regelung des Mietrechtes im Privatrecht, zurückzukehren.
Es ist eine rechtspolitische Frage, was man öffentlich-
rechtlich und was man privatrechtlich ordnen will. Persön-
lich bin ich der Meinung, man hätte ohne weiteres die
ganzen Mietzinsprobleme ebenfalls im Privatrecht ordnen
können, denn der Mietzins ist die klassische Gegenlei-
stung dafür, dass der Vermieter dem Mieter die Wohnung
zur Verfügung stellt. Die Regelung im Privatrecht wäre
ohne weiteres möglich gewesen, aber man hat es nicht so
gemacht.
Nun haben wir diese Verfassungsbestimmung Artikel
34septies Absatz 2. Ihre Streichung tel quel wäre heute -
mindestens rechtspolitisch gesehen - problematisch, das
sehe ich vor allem deshalb ein, weil wir vor einer Volksin-
itiative stehen, der - Sie hörten Herrn Bundi - ein Gegen-
vorschlag gegenübergestellt werden soll. Das sind poli-
tisch-taktische Erwägungen, aber keine rechtlichen Erwä-
gungen mehr. Grundsätzlich verstehe ich diese Erwägun-
gen, ich möchte mich ihnen hier nicht widersetzen. Indes-
sen: Ich bin ganz entschieden der Meinung, dass wir Arti-
kel 34septies Absatz 2 inhaltlich, materiell-rechtlich be-
trachtet, weiterhin als eine Art Missbrauchsgesetzge-
bungsnorm auffassen sollten, als eine Vorschrift, die dem
Bund gestattet, in schwierigen Situationen in die privat-
rechtlichen Beziehungen Mieter/Vermieter einzugreifen,
kraft öffentlichen Rechtes, zur Bekämpfung von Notlagen,
von Missbräuchen auf seilen der Vermieter. Aus diesem
Grunde habe ich mich gestern sehr eingesetzt dafür, dass
wir nicht ein Bundesgesetz, sondern einen Bundesbe-
schluss erlassen. Ich glaube, wir haben eine Tradition in
unserer Bundesverfassung für derartige Fälle der Notge-
setzgebung, sofern sie innerhalb der Verfassung vorgese-
hen werden: nicht eine Pflicht des Bundes zum Erlass von
Gesetzen zu statuieren, sondern dem Bund die Möglich-
keit dazu zu geben. Wir wollen das öffentliche Recht, so-
weit es in das Privatrecht eingreift, nicht auf dieselbe Ebe-
ne heraufheben, wir wollen nicht, dass das öffentliche
Recht gleichwertig neben dem Privatrecht an sich steht,
sondern dann eingreift, wenn das Privatrecht in diesem
Bereich der Verhältnisse auf dem Mietmarkt nicht mehr
genügt.
Die geschilderte Entstehungsgeschichte von Artikel 34sep-
ties Absatz 2 zeigt, dass nach Ausdehnung der Gesetzge-
bungsmöglichkeit auf die ganze Schweiz (d. h. generelle
Regelung, generelle Gültigkeit des Bundesbeschlusses,
den wir gestern verabschiedet haben, in der ganzen
Schweiz) eine Muss-Vorschrift, wie sie wirklich aus dem
Aermel heraus im Ständerat in die Verfassung hineinge-
kommen ist, nicht mehr notwendig ist.
Politisch betrachtet geht es mir - und meine Fraktion
schliesst sich diesem Antrag an - um eine Grundsatzfrag'e
unserer liberalen und sozialen Ordnung. Wir befürworten
staatliche Aufsichts- und Lenkungsfunktionen nur soweit,
als die Eingriffe und Massnahmen des Staates für die Er-
haltung grösstmöglicher Freiheit notwendig sind. Wir aner-
kennen, dass dem Staat eine bedeutende Ordungsfunktion
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zukommt, aber zugunsten der Freiheit und Entfaltung des
einzelnen, nicht im Sinne eines staatlichen Dirigsmus. Von
daher gesehen ist eine Muss-Vorschrift im vorliegenden
Zusammenhang fehl am Platz. Der Bundesrat soll die Mög-
lichkeit haben, zugunsten der Mieter zu legiferieren. Aber
er soll von dieser Kompetenz nur Gebrauch machen, wenn
dies aus sozialen Gründen wirklich nötig ist. Das aber be-
deutet auch, dass die Kompetenznorm, wenn wir sie in
eine Kann-Vorschrift umwandeln, auf den Kündigungs-
schutz ausgedehnt werden muss. Der Bundesrat anerkennt
auf Seite 24 der Botschaft selbst: «Während für den Ver-
mieter vor allem finanzielle Interessen auf dem Spiel ste-
hen, gehört die Wohnung zum Existenzbedarf des Mie-
ters.» Dieser Existenzbedarf ist ein menschlicher und so-
zialer Bedarf; wenn er nicht gesichert werden kann, dann
muss der Gesetzgeber, dann muss die Exekutive eingrei-
fen, aber nur dann. Heute ist die Situation auf dem Woh-
nungsmarkt nicht derart, dass wir entsprechend rigorose
Bestimmungen nötig haben; aber es ist denkbar, dass wir
wieder einmal in eine solche Situation kommen, dass sich
die Frage des Kündigungsschutzes im Rahmen des öffent-
lichen Rechtes doch stellt. Wenn wir schon auf Verfas-
sungsebene legiferieren, dann müssen wir solche Möglich-
keiten eben im Auge haben. Im übrigen werden wir, frei-
lich auch im Rahmen der kommenden Revision des Obli-
gationenrechtes, die entsprechenden Anliegen berücksich-
tigen können. So scheint es an sich durchaus fraglich, ob
in naher Zukunft der Bund über Artikel 34septies Absatz 2
auch zu Kündigungsschutzmassnahmen greifen muss.
Im Ergebnis also: Wir wollen keinen staatlichen Dirigis-
mus, wie er in der Muss-Vorschrift des Antrages Bundi
zum Ausdruck kommt, vielmehr soll der Bund nur die Be-
fugnis haben, zugunsten der Mieter im Bereich der Miet-
zinsen und Kündigungen speziell dann zu legiferieren,
wenn die Umstände des Marktes dies erfordern, wenn die
Marktlage, die Konjunktur usw. Missbräuche zeitigen und
Notlagen beim Mieter verursachen.
Unser Vorschlag trägt liberalen und sozialen Erwägungen
gleichermassen Rechnung. Ich bitte Sie, ihm zuzustimmen.

M. Dafflon: Je m'exprimerai non seulement sur la proposition
que j'ai présentée, mais encore au sujet de l'entrée en
matière, ce qui m'amènera à formuler quelques considéra-
tions d'ordre général. Je voudrais tout d'abord rappeler
quelques vérités et rectifier quelques-unes des déclara-
tions qui ont été faites hier, un peu à la légère, à mon avis.
Le texte de l'initiative qui nous est soumise est très clair.
Les 142000 citoyennes et citoyens qui l'ont signée à l'ap-
pel non seulement du Mouvement populaire des familles,
mais encore du Rassemblement romand de défense des
locataires, de l'Union suisse des locataires et de toute une
série d'organisations progressistes de Suisse, dont notre
parti, qui ont largement contribué à son succès, ont très
nettement manifesté leur volonté pour une véritable pro-
tection des locataires. Les signatures, il faut le souligner,
ont été recueillies dans un délai très court, démontrant
ainsi l'état d'esprit qui régnait parmi les locataires quel-
ques semaines après la votation sur l'initiative pour le
droit au logement.
Les locataires demandent deux choses: la protection con-
tre les résiliations injustifiées et la protection contre les
hausses de loyer abusives. Ce sera, je crois, la première
fois que le peuple sera appelé à dire clairement ce qu'il
pense du contrôle des loyers et de la protection des loca-
taires. En effet, les prétendues consultations populaires
sur la protection des locataires, organisées à la veille de
l'échéance des arrêtés en vigueur, n'ont été que des cari-
catures de consultations populaires, car on a régulière-
ment placé le corps électoral devant l'alternative suivante:
ou bien il accepte ce qu'on lui propose, ou bien il n'y a
plus de protection du tout. Les arrêtés ont été démobilisés
petit à petit et le citoyen, la rage ou cœur, était obligé
d'accepter un texte qui ne rencontrait pas son assenti-
ment et qu'il savait être de nature à créer des difficultés.

C'est ainsi qu'on a progressivement démobilisé le contrôle
des prix des loyers, qu'on a ensuite remplacé par la sur-
veillance, qui a été abolie à son tour pour être remplacée
par l'arrêté dont il a été longuement question hier et qui a
encore été amendé. On a expliqué à l'époque au peuple
qu'il fallait absolument revenir à une liberté totale dans le
domaine des loyers et laisser jouer la loi de l'offre et de la
demande afin de rétablir l'équilibre du marché des loge-
ments. Or c'était en fait la liberté du renard dans le pou-
lailler. Même le Conseil fédéral, dans l'un de ses mes-
sages, reconnaît qu'à cet égard, locataires et propriétaires
se trouvent sur un pied tout différent. Le propriétaire tient
le couteau par le manche et, en fait, le locataire n'a que la
liberté d'accepter ce qu'on lui impose.
Et c'est ainsi que le Conseil fédéral et les milieux immobi-
liers, s'appuyant sur les résultats de ces prétendues con-
sultations populaires, affirment que le peuple suisse s'est
prononcé pour la libéralisation du contrôle des prix et la
liberté totale dans ce secteur. Ce n'est un secret pour
personne - le message du Conseil fédéral le souligne en-
core - la hausse des loyers a toujours été un élément im-
portant de renchérissement. Il suffit pour s'en convaincre
de consulter le tableau figurant à la page 5 du message
relatif à la présente initiative. Chaque hausse de loyer a
entraîné une augmentation sensible du coût de la vie. Or
le peuple suisse a à cœur une véritable lutte contre le
renchérissement. Il a encore manifesté sa volonté à une
écrasante majorité, c'est-à-dire par 1365000 voix contre
300 000 environ, en demandant le 5 décembre dernier le
maintien de la surveillance des prix. Il manifestera une
nouvelle fois sa volonté lorsqu'il sera appelé à se pronon-
cer sur la présente initiative, que craignent tellement le
Conseil fédéral et les milieux immobiliers.
L'an dernier déjà, le Conseil fédéral a proposé aux Cham-
bres fédérales de renvoyer d'un an la discussion de l'Ini-
tiative sous le prétexte que la loi sur l'encouragement à la
construction de logements et l'accession à la propriété
venait d'entrer en vigueur. Or on constate une baisse de
l'activité dans la construction. Jamais, elle n'a connu
un tel ralentissement. C'est pendant les années où les
mesures visant la protection des locataires étaient en vi-
gueur, soit les années 1970 et 1971, que se sont construits
le plus de logements et c'est depuis qu'on a assoupli con-
sidérablement et même trop fortement la protection des
locataires - ce n'est pas la seule raison, je l'admets - que
la construction de logements s'est le plus fortement ralen-
tie. En effet, si, en 1973, 81 800 logements ont été cons-
truits, il n'y en avait plus que 54800 en 1975. On estime
que 35000 logements seront construits en 1976 et qu'il
s'en construira quelque 25000 en 1977. Il est évident qu'un
tel ralentissement de la construction n'est pas pour rassu-
rer les locataires ni pour détendre le marché du logement.
Inutile de préciser que la diminution se manifeste particu-
lièrement dans le secteur des logements à loyers modérés
et des loyers bon marché, ce qui signifie que ce sont les
travailleurs, les classes moyennes, les petits commerçants
et les artisans qui souffrent le plus de cette situation.
On prétend, et nous l'avons encore entendu hier à plu-
sieurs reprises, que le marché du logement s'est détendu.
Selon les dernières statistiques, il y a une cinquantaine de
milliers de logements libres en Suisse et M. Brugger a
affirmé que ce nombre avait encore augmenté depuis lors.
C'est probablevent vrai: il y a 50000 à 60000 logements
libres en Suisse, mais le Conseil fédéral reconnaît lui-
même dans ses deux messages, celui concernant l'Initia-
tive et celui concernant l'arrêté que l'on a discuté hier,
que les 60 pour cent des logements libres sont des loge-
ments aux loyers trop chers ou à vendre, que les 30 pour
cent, en plus de leur cherté, sont absolument inaccessi-
bles aux locataires de condition moyenne ou modeste, et
que les 10 pour cent sont insalubres, absolument inhabita-
bles.
Nous pouvons certifier ici qu'il n'y a pas de logements
libres dignes de ce nom qui soient accessibles à un rêve-
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nu moyen, à quelques rares exceptions près, dans les
grandes agglomérations et dans les villes de plus de 5000
habitants. Donc l'histoire de la construction qu'évoquait le
Conseil fédéral l'an dernier et qu'il évoque encore lorsqu'il
essaie de relancer ou de retarder la mise en vigueur de
nouvelles mesures de protection ne tient pas au raisonne-
ment.
Hier, nous avons entendu M. Duboule nous dire qu'il n'y
avait plus de crise du logement, que si la crise s'était ma-
nifestée auparavant du point de vue quantitatif, elle se
manifestait aujourd'hui du point de vue qualitatif. Et alors
le locataire, le père de famille qui est à la recherche d'un
appartement, qui l'est depuis des mois, qu'est-ce que ça
peut faire à ce locataire de savoir que la crise n'est plus
quantitative mais qualitative alors qu'il attend toujours de
pouvoir reloger sa famille! Vous pouvez vous-même vous
mettre à la recherche d'un logement et vous me direz si
vous le trouvez facilement. Il est évident qu'il n'y a pas
du tout de logements bon marché, actuellement, pour per-
mettre une souplesse et dire que les locataires sont proté-
gés. La mise en vigueur de l'arrêté proposé par le Conseil
fédéral, résultant du débat d'hier, n'est pas du tout suffi-
sante pour protéger le locataire comme on le veut. En effet,
le principal défaut de cet arrêté est que c'est le locataire
qui doit introduire la procédure pour se protéger contre la
hausse des loyers et contre le congé. C'est lui qui doit
prendre l'initiative de contester le prix du loyer et s'adres-
ser à une commission de conciliation, avec tous les ris-
ques que cela comporte. Le rapporteur de langue fran-
çaise, qui connaît bien le problème, l'a signalé à plusieurs
reprises et a donné quelques exemples qui pourraient être
multipliés non seulement en Suisse romande mais égale-
ment en Suisse alémanique. Lorsque le locataire conteste
son loyer, il risque de recevoir un congé; il est évident
qu'il est à la merci de son propriétaire.
En ce qui concerne la possibilité de demander l'annula-
tion d'un congé, le problème est le même avec cet arrêté.
C'est toujours le locataire qui doit entreprendre les dé-
marches et introduire la procédure. Dans le meilleur des
cas, avec l'arrêté en vigueur même amendé, le locataire
obtiendra un délai d'une année et si, au bout de cette pé-
riode, il n'a pas trouvé d'appartement, il aura un second
délai de deux ans. Mais que représentent ces trois années
pendant lesquelles l'angoisse a toujours été présente, vu
les difficultés à retrouver un appartement? En fait, très
souvent, le locataire ne voit qu'une seule possibilité, à
savoir déménager, changer complètement son mode de
vie pour lui et pour sa famille. Je souligne encore que cet
arrêté est une caricature de la défense et de la protection
du locataire.
De plus, à la fin d'une procédure de conciliation, le loca-
taire doit encore s'adresser au juge. Alors là, je vous
laisse penser au coût de ces démarches lorsqu'il doit
choisir un avocat et payer les frais inhérents à un tel pro-
cès.
L'initiative qui nous est soumise a ce très grand avantage
de renverser les rôles. Ce n'est plus au locataire d'intro-
duire la procédure de conciliation ou d'arbitrage, c'est au
propriétaire ou à son représentant de demander l'autorisa-
tion pour une augmentation de loyer qui ne pourra lui être
accordée que s'il s'agit d'obtenir une rémunération équita-
ble. En ce qui concerne le congé, il n'obtiendra l'autorisa-
tion que si le congé est justifié, autrement il sera annulé.
Et même lorsque le congé est justifié - cela est une véri-
table protection des locataires - s'il met en péril la situa-
tion de la famille du locataire, à ce moment-là le congé
peut être encore abrogé. Nous soulignons aussi que ces
mesures sont valables pour l'ensemble de la Suisse,
qu'elles pourront entrer en vigeuer dans n'importe quelle
région et qu'elles sont - ce qui est cher à M. Fischer -
une protection permanente. M. Fischer nous a proposé
hier de faire de l'arrêté dont on parlait un arrêté perma-
nent. Il a l'occasion aujourd'hui de donner son accord en
pensant qu'il s'agit maintenant d'une véritable protection

pour l'ensemble du pays et ainsi nous aider à obtenir sa-
tisfaction. Nous pensons quant à nous que cette initiative
est absolument nécessaire. En conclusion, je soulignerai
encore que la crise générale met aussi en danger les lo-
cataires qui ont conclu des baux ces dernières années,
alors Ils étaient dans une situation économique bien meil-
leure qu'actuellement. On les voit déjà rencontrer de très
grandes difficultés pour le paiement des loyers et risquer
de perdre leurs logements, par exemple lorsque l'un des
deux conjoints a perdu son emploi. Il faut donc protéger à
tout prix les locataires car, comme le disait hier un ora-
teur, la situation que nous connaissons n'est que provi-
soire. Dans son message, le Conseil fédéral reconnaît en
effet que nous risquons d'aller encore au-devant d'une
crise qui ira peut-être s'accentuant et nous nous retrouve-
rons dans la même situation qu'auparavant.

C'est pourquoi le groupe du Parti du travail et du Parti
socialiste autonome vous recommandent de soumettre
l'initiative au peuple en lui recommandant de l'accepter
comme une véritable protection contre les hausses de
loyers et une véritable protection contre les congés injus-
tifiés. Nous vous proposons de rejeter le contre-projet du
Conseil fédéral qui n'en est pas un, qui n'est pas une pro-
tection, qui offre une protection dérisoire parce qu'il n'est
qu'une vague promesse. Je vous rappelerai que l'on a
inscrit le principe de l'AVS dans la constitution en 1925 et
qu'on a voté la lui d'application en 1948, c'est-à-dire vingt-
trois ans plus tard! D'autre part, si notre proposition
n'était pas acceptée, notre groupe voterait alors la propo-
sition du Parti socialiste, c'est-à-dire de la minorité.

Eggli-Winterthur: Die Initiative für einen wirksamen Mieter-
schutz verlangt neben der generellen Mietpreiskontrolle
auch einen verstärkten Schutz der Mieter vor ungerecht-
fertigten Kündigungen. Eine Kündigung und ein Umzug ist
für einen Mieter in vielen Fällen mit grossen Problemen
verbunden. In der Regel möchte er seine Wohnung in der
Nähe seines Arbeitsplatzes behalten. Hinzu kommt, dass
ein Wohnungswechsel schwerwiegende Auswirkungen ha-
ben kann, wenn schulpflichtige Kinder in der Familie sind.
Häufiger Wohnungswechsel schlägt sich auch in der Psy-
che des Kindes nieder. Sie sehen, dass nicht nur der fi-
nanzielle Gesichtspunkt wichtig ist, sondern auch der
menschliche. Es dürfte unbestritten sein, dass die Woh-
nung von grosser Bedeutung für eine Familie ist. Eine glei-
che oder gleichwertige Wohnung kann auch in der heuti-
gen Zeit in einer Stadt nicht ohne weiteres im Quartier ge-
funden werden. Zum Schütze des schwächeren Mieters ist
daher ein besserer Kündigungsschutz dringend nötig. Eine
Verbesserung des Kündigungsschutzes wurde durch den
Rat in der Missbrauchsgesetzgebung abgelehnt. Auch in
der Botschaft wird diesem letzteren Begehren nicht oder
nur sehr ungenügend Rechnung getragen. Es liegen daher
die zwei Anträge der Herren Aider und Bundi vor. Herr
Bundi verlangt in seinem Minderheitsantrag imperativ die
Ergänzung von Artikel 2 des bundesrätlichen Gegenvor-
schlages durch das Einschieben des Satzteiles
«ungerechtfertigte Kündigungen»; Herr Aider will es abge-
schwächt mit der Kann-Formel dem Bunde überlassen, Be-
stimmungen zum Schutz vor ungerechtfertigten Kündigun-
gen zu erlassen.
Die sozialdemokratische Fraktion kann sich mit der abge-
schwächten Kann-Formel im Antrag von Herrn Aider nicht
abfinden; sie wird daher diesem Antrag nicht zustimmen.
Im Falle einer Ablehnung des Antrages Bundi finden wir,
dass dem Begehren um einen besseren Kündigungsschutz
nicht Rechnung getragen wird. Herr Leutenegger hat ge-
stern vormittag in der Eintretensdebatte in bewegten Wor-
ten das Hohelied der grossen Leistungen im privaten Woh-
nungsbau dargeboten. Er hat aber dabei wohlweislich
unterschlagen, dass nur der allzu hochgespielte Sachwert-
gedanke im Zusammenhang mit der Mangellage im Woh-
nungsangebot die Triebfeder für die privaten Wohnbautä-
tigkeit war. Dieses Sachwertdenken hat nicht zuletzt einen



Protection des locataires 1656 16 décembre 1976

erheblichen Anteil an der vergangenen Inflation und den
völlig unangemessenen Gewinnen auf Boden und Liegen-
schaften zulasten der Mieter.
Unter dem Titel «Freie Marktwirtschaft» soll der Mieter
nach wie vor der Willkür des sogenannten Wohnungsmark-
tes preisgegeben sein. Mit den Argumenten, die in diesem
Zusammenhang für eine Ablehnung eines besseren Kündi-
gungsschutzes vorgebracht werden, wird nun aber die Tat-
sache nicht weggeschleckt, dass in der freien Marktwirt-
schaft die Höhe des Nutzens Vorrang vor der Verteilung
.hat. Es kann nicht bestritten werden, dass der von den
Gegnern des Kündigungsschutzes gepredigte Liberalismus
an einer gerechten Verteilung desinteressiert ist und Un-
gleichheiten schafft. Die Ungleichheiten zwischen Vermie-
ter und Mieter münzen sich letztlich stets zuungunsten des
Mieters aus. Es ist daher notwendig, dass eine Ordnung
gefunden wird, die den Freiheitsraum jedes einzelnen und
nicht nur den des Vermieters sichert.
Bereits in der Eintretensdebatte wurde von verschiedener
Seite darauf hingewiesen, dass ein stärkerer Kündigungs-
schutz nach wie vor notwendig ist. In der Kommission -
aber auch hier im Rate - machte man in diesem Zusam-
menhang geltend, dass der Bundesrat alt Bundesrichter
Dr. Schmid mit der Ausarbeitung von Vorschlägen zur
Neuregelung des Kündigungsschutzes im Obligationen-
recht beauftragt habe. Ich möchte immerhin unterstrei-
chen, dass unser Ratskollege Muheim bereits 1972 in die-
ser Sache eine Motion einreichte, der Auftrag an
Dr. Schmid aber erst vier Jahre später, also 1976, erteilt
wurde. Wenn dieses Tempo weitergeführt wird, dann ha-
ben wir lange Zeit noch keine Revision des Obligationen-
rechtes über den Kündigungsschutz. Abgesehen davon,
dass die Behandlung des Auftrages an Dr. Schmid - wie
bereits erwähnt - noch Jahre dauern kann, bin ich gar
nicht davon überzeugt, dass eine Verbesserung des Kündi-
gungsschutzes über eine Revision des Obligationenrechtes
in diesem Rate zustande zu bringen sein wird. Darum sind
jetzt die Rahmenbedingungen zu schaffen, welche die Un-
gleichheiten zwischen Vermieter und Mieter beseitigen. Im
Falle einer Ablehnung des Antrages Bund! schlage ich Ih-
nen daher mit meinen Eventualanträgen vor, Artikel 2 be-
züglich den Gegenvorschlag des Bundesrates zu streichen
und in Artikel 3 Volk und Ständen die Annahme der Volks-
initiative zu empfehlen.
Ich bitte Sie daher, dem Minderheitsantrag von Herrn Bun-
di zuzustimmen. Im Falle einer Ablehnung desselben ersu-
che ich Sie, meinen Antrag auf Ja-Empfehlung zur Volks-
initiative gutzuheissen.

M. Bonnard: L'un des objectifs que le rapport de la Com-
mission fédérale pour la construction de logements de
1963 assigne à la politique officielle du logement est le ré-
tablissement d'un marché libre en cette matière. Cet ob-
jectif va d'ailleurs dans le sens de la politique générale
que le Conseil fédéral entend suivre en ce qui concerne la
surveillance des prix. Je vous rappelle le tout récent mes-
sage du 29 septembre 1975 concernant l'arrêté que nous
avons voté il y a quelques semaines pour la surveillance
des prix et dans lequel on lit notamment ce qui suit:
«L'Etat ne doit exercer d'influence sur la concurrence et
les mécanismes du marché que s'il a de bonnes raisons
de le faire et si son intervention limitée au strict néces-
saire est dans l'intérêt général. Ces réserves s'appliquent
aussi au domaine de la formation des prix qui occupe une
place Importante dans un régime d'économie de marché.
Les interventions de l'Etat constituent une restriction à cet
égard, elles ne sont donc pas conformes, dit le Conseil fé-
déral, à notre politique économique, elles sont incompa-
tibles avec notre système.»
Ces principes, vous l'avez entendu hier, M. le conseiller fé-
déral Brugger les a intégralement confirmés.
L'articel 34sep(/es aujourd'hui en vigueur dispose que le
régime de protection des locataires est applicable seule-
ment dans les communes où sévit la pénurie de logements

ou de locaux commerciaux. Dans son contre-projet, le
Conseil fédéral nous propose d'étendre le régime de pro-
tection à toutes les communes du pays, que la pénurie y
règne ou non, c'est-à-dire en définitive de reprendre au ni-
veau constitutionnel la réglementation de l'arrêté de dé-
cembre 1975 sur la surveillance des prix. Cette proposi-
tion, si elle était acceptée, conférerait au gouvernement le
droit d'intervenir dans une plus large mesure que ne le
permet la constitution actuelle sur le plan de la concur-
rence et des mécanismes du marché du logement.
Au regard des principes que le Conseil fédéral a cités
dans le message que je viens de rappeler, qu'il a encore
confirmés hier, la première question qui se pose est de sa-
voir si le droit d'intervention que demande notre gouverne-
ment est dans l'intérêt général.
La notion d'intérêt général a beaucoup évolué et s'est
considérablement élargie au cours de ces vingt dernières
années. On admet que les mesures à prendre pour assurer
la protection de biens vitaux sont dans l'intérêt général. Or
le logement, ce'st admis aussi, est un besoin vital. Lors
donc que la satisfaction de ce besoin est réellement me-
nacée, une intervention étatique se justifie par des motifs
d'intérêt général.
Problème suivant: est-ce que le besoin vital de logements
est réellement menacé? On peut admettre que tel est le
cas lorsqu'on locataire qui pose pour son logis des exi-
gences raisonnables ne trouve aucun logement en un lieu,
dans des dimensions et à un prix acceptable pour lui et
qu'il est contraint, par des circonstances indépendantes
de sa volonté, de mettre à son loyer un prix représentant
pour lui une charge insupportable. En d'autres termes, le
besoin vital du logement est menacé réellement en cas de
pénurie.
Cette situation de pénurie existe incontestablement dans
certaines parties du pays. Dans ces régions-là, une
intervention étatique pour assurer la protection des loca-
taires est justifiée par des motifs d'intérêt général, elle est
partant admissible.
Dans d'autres régions du pays en revanche, la situation de
pénurie n'existe plus. Il y a au contraire surabondance de
logements vacants, surabondance qui a d'ailleurs exercé
une influence bénéfique sur les prix des loyers puisque
ces derniers n'ont pratiquement plus augmenté depuis une
année ou n'ont subi - on vous l'a dit hier - que des haus-
ses minimes. Dans ces régions, et j'ai la chance d'habiter
l'une d'elles, les locataires des catégories modestes et
moyennes trouvent à se loger sans peine à des conditions
acceptables. Il n'est pas rare, même, que le propriétaire
offre un ou plusieurs mois de loyer gratuit. Des mesures
spéciales de protection des locataires ne sont alors plus
justifiées par des motifs d'intérêt général, elles vont au-de-
là de ce strict nécessaire auquel le Conseil fédéral a
déclaré vouloir se tenir en matière de surveillance des
prix. Elles sont contraires au principe de proportionnalité
des actes de l'administration.
Je sais qu'à l'appui de sa suggestion d'étendre la surveil-
lance des loyers à toutes les communes, qu'elles souffrent
de pénurie ou non, le Conseil fédéral invoque des motifs
d'ordre pratique: la distinction entre l'état de pénurie et
l'état de non-pénurie serait difficile à faire. On manquerait
des données statistiques permettant d'opérer cette distinc-
tion avec la sûreté requise. Cet argument ne m'a pas
convaincu. Sans doute, l'idéal du point de vue administratif
serait que l'on procédât dans les diverses communes à
des enquêtes détaillées sur la structure de la population et
des revenus, ainsi que sur l'état des logements. Mais ce
serait là dans les circonstances actuelles un perfection-
nisme excessif. L'article 34sepf/es, 2e phrase, dont Je de-
mande en définitive le maintien, envisage l'application des
dispositions de protection des locataires par commune.
Cela signifie qu'il n'appartient pas à la Confédération de
définir la pénurie par grandes régions, mais qu'elle doit
vraiment descendre au niveau tout à fait local. Or les
autorités communales connaissent parfaitement la situa-
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tion locale. Dans les grandes communes, les offices de
logement - ou ce qui en tient lieu - sont au courant de la
situation réelle, et dans les petites communes, les syndics,
les présidents de commune, les secrétaires municipaux
n'ignorent rien de leurs administrés. C'est pourquoi l'avis
de ces autorités communales devrait suffire à la Confédé-
ration qui peut leur faire confiance et se passer de ces
multiples renseignements statistiques, d'ailleurs souvent
trompeurs.
Le Conseil fédéral invoque un second argument en faveur
de son contre-projet, il fait valoir les intérêts trop diver-
gents des parties au contrat, la position de force du pro-
priétaire et la position de faiblesse du locataire et il en
conclut que des mesures de politique sociale sont né-
cessaires en faveur du plus faible. Je ne crois pas que
cette image corresponde à la réalité. Vous le savez, les
locataires se groupent de plus en plus en des associations
chargées de la défense de leurs intérêts généraux et
particuliers. Ces associations, dont je salue l'existence,
sont efficaces. Les locataires y recourent largement et
l'action énergique de ces groupements de locataires per-
met de dire que le locataire syndiqué n'est plus au-
jourd'hui dans une position de faiblesse à l'égard du
propriétaire; ses droits légitimes sont défendus.

D'ailleurs, la surveillance généralisée des loyers sur tout le
territoire de la Confédération comporterait au moins trois
risques: tout d'abord l'initiative privée, qui a fait dans ce
pays l'essentiel des logements disponibles - M. le conseil-
ler fédéral Brugger le rappelait hier - sera découragée
d'investir dans ce domaine à cause des multiples difficul-
tés auxquelles elle sera exposée. Les pouvoirs publics de-
vront bien alors prendre la relève. Ils le feront en augmen-
tant les sommes qu'ils consacrent au subventionnement du
logement. Or le moment serait vraiment bien mal choisi
pour un tel accroissement des charges financières de la
Confédération, des cantons et des communes. Ou bien, les
pouvoirs publics se mueront eux-mêmes en constructeurs
dans une mesure plus forte que maintenant. Le résultat
sera sans doute aussi décevant que les expériences déjà
faites dans ce sens. L'Etat n'est pas outillé pour construire
et gérer des immeubles d'habitation. Ce n'est pas une de
ses tâches naturelles. Le moment serait vraiment aussi
bien mal choisi pour la lui confier.
Deuxième risque: si l'initiative privée se désintéresse de la
construction de logements, cela signifie que la construc-
tion elle-même se ralentira. Et dans la conjoncture ac-
tuelle, dans la conjoncture qu'on nous prédit pour ces pro-
chaînes années, ce serait une erreur de laisser tomber la
construction encore plus bas qu'elle n'est maintenant.
Certes, je l'ai dit, l'Etat prendrait la relève, mais il ne pour-
rait la prendre que partiellement, tant la part qu'il a assu-
mée Jusqu'à maintenant est restée modeste et tant ses
ressources actuelles et prévisibles sont étroitement
comptées. Nous nous exposerions dès lors à une nouvelle
période de pénurie aiguë.

J'en viens au troisième risque. A vouloir trop tendre la
corde, nous pourrions nous trouver plus rapidement que
nous ne l'imaginons dans la situation qu'a connue la
France, où le propriétaire, finalement, a été découragé
même d'assurer l'entretien normal de son immeuble. C'est
alors le capital immobilier du pays tout entier qui serait
progressivement déprécié. Une pareille dépréciation aurait
des conséquences économiques néfastes. Les locataires
n'y trouveraient d'ailleurs pas leur compte, car c'est fi-
nalement sur eux que retomberaient les frais d'entretien.

Le peuple, en acceptant il y a quatre ans et demi l'article
34sepf/es, a montré qu'il était partisan d'un régime nuancé
de protection des locataires, d'un régime applicable seule-
ment en cas de pénurie, c'est-à-dire en définitive conforme
au principe que le Conseil fédéral a encore confirmé en
matière de surveillance des prix, et il a pris cette décision
à un moment où la situation du marché du logement était
moins favorable que maintenant. Ce n'est pas le moment
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de lui proposer d'aggraver à nouveau le système adopté
en 1963.

Präsident: Zu diesen Anträgen wünschen fünf Kollegen zu
sprechen.
Nachdem die Antragsteller das Wesentliche dargelegt ha-
ben, bin ich diesen Votanten für Kürze dankbar.

Waldner: Kollege Dafflon beantragt Ihnen definitiv und Kol-
lege Eggli eventuell, es sei der Artikel 2 zu streichen und
Volk und Ständen sei die Annahme der Volksinitiative zu
empfehlen. Kollege Bonnard will ebenfalls streichen; er
lehnt dagegen die Initiative ab.
Aus grundsätzlichen Ueberlegungen unterstütze ich alle
diese Streichungsanträge. Solange wir das heutige Abstim-
mungssystem beim Vorliegen eines Gegenvorschlages ge-
genüber einer Initiative nicht ändern, lehne ich es ab, dass
einer Initiative ein Gegenvorschlag der Bundesversamm-
lung gegenübergestellt wird. Dieses System zwingt die In-
itianten, ihren Vorstoss zugunsten des Gegenvorschlages
zurückzuziehen, oder sie müssen sich zum voraus damit
abfinden, dass sowohl die Initiative wie auch der Gegen-
vorschlag schon vor dem Abstimmungssonntag zum Schei-
tern verurteilt sind.
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass beim heutigen
Abstimmungssystem jeder Gegenvorschlag das Abstim-
mungsergebnis verfälscht, solange die Artikel 8 und 9 des
Initiativengesetzes nicht geändert werden. Bekanntlich
kann der Stimmbürger nach diesen Vorschriften entweder
nur für die Initiative oder nur für den Gegenvorschlag mit
Ja stimmen. Alle Stimmzettel, die zweimal ein Ja aufwei-
sen, sind dagegen ungültig. Anderseits sind aber alle
Stimmzettel gültig, auf denen zweimal das Nein erscheint.
Als Folge dieser Gesetzesvorschrift werden diejenigen
Stimmbürger, die den status quo verändern wollen und ei-
ne Verfassungsrevision anstreben, in zwei Gruppen ge-
spalten, nämlich in jene, die für die Initiative stimmt, und
jene, die den Gegenvorschlag unterstützt. Bei diesem Sy-
stem, das Sie mit Ihrem Entscheid vom 3. März 1976 neuer-
dings bestätigt haben, wird in den meisten Fällen die
Willensäusserung des Souveräns verfälscht; das Abstim-
mungsresultat entspricht nicht mehr dem Volkswillen.
Die Gegner mit dem doppelten Nein können mit dem
Stimmzettel entscheiden, dass sie den bisherigen Zustand
jeder Aenderung vorziehen, die grundsätzlichen Befürwor-
ter einer Revision dagegen nicht zum Ausdruck bringen,
dass ihnen jede Aenderung lieber ist als der status quo.
Das Recht zur Ausarbeitung eines Gegenvorschlages
durch die Bundesversammlung wird heute wieder einmal -
vielleicht aus taktischen Ueberlegungen - dazu miss-
braucht, eine in der Form einer Initiative mit über 140000
Unterschriften verlangte Erfüllung einer öffentlichen Aufga-
be mit der Fragestellung auf dem Stimmzettel zu erschwe-
ren. Das klassische Beispiel der Manipulation mit einem
Gegenvorschlag haben wir bekanntlich bei der Abstim-
mung über die Krankenversicherung erlebt. Damals haben
rund 384000 Stimmbürger und -bürgerinnen der Initiative
und 458000 dem Gegenvorschlag zugestimmt. Die revi-
sionsfreudigen Urnengänger erreichten also 842000 Ja-
Stimmen, oder anders ausgedrückt: 59 Prozent stimmten
für eine Aenderung des bisherigen Zustandes, und nur 41
Prozent lehnten ab. Trotzdem waren sowohl die Initiative
als auch der Gegenvorschlag wegen des unrichtigen Ab-
stimmungsverfahrens abgelehnt.
Solange dieses ungerechte und den Volkswillen in vielen
Fällen verfälschende Abstimmungssystem nicht geändert
wird, lehne ich jede Gegenüberstellung eines Vorschlages
der Bundesversammlung gegen eine Initiative grundsätz-
lich ab. Ich bin der Meinung, wenn National- und Stän-
derat der Auffassung sind, in einem Initiativtext stecke
ein guter Gedanke, so sollen sie der Initiative zustimmen
und - wenn das Volk ablehnt - in eigener Kompetenz eine
Verfassungsänderung ausarbeiten und in einem späteren
Zeitpunkt dem Volk und den Ständen zum Entscheid
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vorlegen. Sind Sie dagegen der Meinung, es sei der status
quo in Ordnung und beizubehalten, so sollten Sie eine In-
itiative ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung empfehlen.
Solange das doppelte Ja auf dem Stimmzettel nicht
möglich ist, kann nur eine solche Lösung des Problems als
sauber und aufrichtig bezeichnet werden. Alles andere ist
eine Täuschung der Stimmbürger, eine Scheindemokratie,
wie es nach der Abstimmung über die Krankenversiche-
rung in der Presse recht hart getönt hat.
Im konkreten Falle könnte ich meinen ablehnenden Stand-
punkt selbstverständlich ändern, wenn im Gegenvorschlag
das in der Initiative verlangte Begehren annähernd erfüllt
würde. Dann wären die Initianten bestimmt vernünftig und
bereit, die Initiative zurückzuziehen. Ein solcher Schritt
kann allerdings im jetzigen Zeitpunkt nicht erwartet wer-
den. Ich bin nicht so optimistisch wie Herr Kollege Bundi;
Herr Dafflon als einer der Initianten hat soeben am Gegen-
vorschlag keinen guten Faden gelassen und ihn als voll-
ständig unannehmbar bezeichnet und abgelehnt. In der
Mieterzeitung bezeichnen es die Initianten als nicht vor-
stellbar, dass jemand an einen Rückzug der Initiative
zugunsten des Gegenvorschlages denke. Der Gegenvor-
schlag sei kein Tauschobjekt für die Initiative. Es ist also
zu befürchten, dass auch bei dieser Mieterschutzfrage mit
der gleichzeitigen Befragung über die Initiative und den
Gegenvorschlag das Abstimmungsresultat wieder einmal
nicht dem wahren Volkswillen entsprechen würde. Ich
stimme darum den Streichungsanträgen zu Artikel 2 zu.

M. Melzoz: La proposition de M. Bundi doit retenir notre at-
tention. Elle a le mérite de rendre plus claires et plus
complètes les données d'un problème qu'il serait
souhaitable de résoudre dans un esprit de compromis.
M. Bundi, en faisant abstraction dans son projet de toute
référence à un contrôle des loyers, a fait une concession
importante en faveur d'une solution médiane. Il entend,
par contre, jeter les bases constitutionnelles propres à
favoriser la nécessaire mise en place d'une législation
nouvelle plus étendue, permettant de lutter contre les rési-
liations injustifiées ou abusives.
Nous savons que ce dernier objectif répond, dans ses
grandes lignes, aux préoccupations de M. le conseiller fé-
déral Brugger qui, cependant, juge suffisantes les attribu-
tions dont dispose la Confédération pour légiférer en
matière de droit civil. Ce point de vue n'est pas partagé
par les milieux immobiliers. Dans ces conditions et pour
que toute équivoque soit levée, il convient de saisir l'occa-
sion qui se présente pour insérer dans notre charte
fondamentale un texte par lequel le principe d'une protec-
tion des locataires contre les résiliations abusives serait
affirmé avec netteté. Cela me paraît indispensable car,
jusqu'ici, les multiples tentatives faites pour donner au
droit des obligations un contenu mieux approprié aux buts
visés sont demeurées vaines. Je songe, ce disant, aux
interventions de nos collègues, MM. Fontanet et Muheim,
qui demandaient un renforcement de la protection des
locataires. Ces interventions ont été accueillies avec sym-
pathie, semble-t-il, par M. le conseiller fédéral Brugger. Il
n'en reste pas moins que, jusqu'ici rien de concret n'a été
réalisé dans ce domaine.
D'autre part, nous avons tenté, hier, d'amender le projet
d'arrêté sur les abus dans le sens d'un renforcement du
droit de résiliation, sans succès, hélas! Dans ces condi-
tions, seule une modification de la constitution entre en
ligne de compte. C'est ce que vous propose M. Bundi. En
le suivant sur ce terrain, nous marquerions notre volonté
politique, la volonté politique de notre Conseil de régler un
problème qui revient sans cesse sur le tapis, problème
grave et difficile, problème qui, j'y insiste, n'est pas néces-
sairement lié à la situation conjoncturelle et qui doit par
conséquent trouver une solution définitive dans le cadre
d'une législation permanente.
Cela dit, j'attire votre attention sur le fait que l'adoption de
la proposition Bundi pourrait rendre possible un retrait de

l'initiative. Cependant si celle-ci devait être repoussée, je
vous demanderais alors de renoncer au contre-projet du
Conseil fédéral et de voter les textes présentés par
MM. Eggli et Dafflon, textes qui sont identiques.
Le contre-projet doit être abandonné au profit de l'initia-
tive car l'élargissement à l'ensemble du pays du champ
d'application des disposition relatives à la protection des
locataires est déjà réalisé par la législation actuelle. Au
sur plus, le contre-projet ne présente ou n'offre aucune
possibilité d'intervention contre les résiliations arbitraires.
En définitive, il n'apporte rien de neuf, rien de substantiel,
rien d'efficace sur le plan de la protection des locataires.
C'est un coup pour rien, dont le seul effet sera d'obscurcir
le débat quand le moment de la votation populaire sera
venu. Il faut qu'à ce moment-là, le peuple suisse puisse se
prononcer en toute clarté et non dans la confusion, com-
me cela fut déjà le cas par exemple à l'occasion du scru-
tin du mois de décembre 1974 sur l'assurance-maladle.
Enfin, il faut surtout se garder de créer l'illusion d'une pro-
tection accrue des locataires alors qu'il n'en est rien. C'est
la qualité du jeu démocratique qui est en cause. Je vous
demande de voter la proposition Bundi et, subsidialrement,
de donner votre appui à celle de notre collègue M. Eggli,
mais je vous invite à repousser la proposition présentée
par M. Aider, proposition qui consiste à abandonner une
disposition imperative et qui, de ce faits se traduit par un
affaiblissement de l'article constitutionnel.

M. Fontanet: Depuis la fin de la dernière guerre, législa-
ture après législalure, la Confédération a dû s'occuper
des multiples problèmes que posait le logement: contrôle
des prix, surveillance des loyers, protection des locataires,
subventionnement de la construction de logements, modi-
fication du contrat de bail, lutte contre les abus dans le
domaine locatif, etc. Le peuple et les cantons votèrent à
plusieurs reprises et maintenant nous avons bien ancrées
dans la constitution, les compétences et les obligations de
la Confédération aux articles 34sex/es et 34sep(/es.
Pourquoi législature après législature, en sommes-nous
arrivés là? Certainement parce que la conception que l'on
a du logement a changé. Il n'est plus considéré comme un
simple bien économique soumis aux règles du marché,
mais bien plutôt comme un besoin essentiel, la traduction
d'un droit fondamental, le lieu privilégié où nous vivons
avec notre famille, et qui doit être protégé par la collecti-
vité. Le logement, dit-on, dans un programme électoral,
«... est un élément déterminant de l'existence humaine. Il
crée cet espace vital privé dans lequel l'individu, et plus
encore la famille peut se développer spontanément dans
la plus grande liberté possible et s'y détendre aussi bien
physiquement que psychiquement.» Le programme électo-
ral était celui de mon parti pour 1975. L'Etat doit donc
intervenir dans ce domaine.
L'initiative du Mouvement populaire des familles, sous cet
angle, est intéressante. Elle traduit, elle porte même ce
sentiment profond qui subsiste dans notre peuple, mais,
techniquement, elle est trop compliquée et trop longue, et
surtout elle prévoit le contrôle des prix qui n'est pas con-
forme à notre conception de l'économie. De ce point de
vue, elle doit être rejetée. Personnellement, je rejette ce
contrôle des prix et des loyers.
Mais elle comporte une deuxième partie qui me paraît
tout à fait valable et qui est digne d'être soutenue: l'idée
que le bail ne devrait pas pouvoir être résilié abusivement
de la part d'un bailleur, mais seulement en cas de justes
motifs qui, certes, sont personnalisés soit dans la per-
sonne du propriétaire, soit dans la personne du locataire.
Il est vrai que la résiliation de bail ne se justifie pas par
un même motif dès le moment que l'on a affaire à une
société immobilière propriétaire d'un immeuble compor-
tant plusieurs centaines d'appartements ou à une villa
avec quelques appartements.
Mon postulat d'ailleurs, qu'on a eu l'obligeance de rappe-
ler, allait tout à fait dans le même sens, de même que ce-
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lui de M. Muheim, il a été adopté par notre Chambre ainsi
que par le Conseil fédéral. Car même si la crise des loge-
ments ne sévit, plus, ou peu, ou moins, on ne saurait ad-
mettre, à mon avis, qu'un bailleur mette fin à un contrat
de bail selon son bon plaisir ou par pur caprice, ou
uniquement pour gagner plus d'argent. Les gens, nos
compatriotes et nous-mêmes sommes attachés au bien où
nous vivons en famille et nous ne pouvons pas sans re-
gret, parfois sans déchirement, nous en aller. On ne peut
pas faire quitter son logis à quelqu'un qui y vit avec sa
famille sans qu'il existe de vrais et de justes motifs de
congé. D'ailleurs, cette façon de voir est partagée par la
majorité des législations des pays qui nous entourent; aux
Pays-Bas, en Autriche, en Belgique, en Suède, en Républi-
que fédéral allemande, en France, il existe une législation
qui ne permet plus de donner congé sans autre à quel-
qu'un sans justification.

C'est pourquoi, personnellement, je soutiens l'idée d'un
contre-projet, mais avec la proposition de M. Bundi. Je
veux bien que le droit de fond, l'article 64 de la constitu-
tion, permette au Conseil fédéral, comme il l'a dit hier,
que toutes les normes du code des obligations sont déjà
visées par cet article et que, dans les années à venir, on
va modifier le contrat de bail pour tenir compte notam-
ment du postulat que j'ai développé!
Mais cette formulation très juridique et très stricte ne va
pas sans les réflexions suivantes: tout d'abord, il existe
des normes de droit public dans le code des obligations
et des normes de droit privé dans l'arrêté fédéral que
nous avons voté hier. Et puis, il est vrai que les locataires
sont actuellement assez sérieusement protégés. L'article
267 du code des obligations permet de repousser
l'échéance d'un contrat de bail de trois ans. Nous avons
voté hier encore deux ans. Je le veux bien, mais tout de
même si nous présentons un contre-projet véritable, où
figure l'obligation de la Confédération de légiférer sur les
résiliations abusives, cela permettrait plus facilement à un
certain nombre d'entre nous de dire non à l'initiative, en
tout cas pour la première partie de celle-ci. Et inciterait
peut-être ses auteurs - et M. Meizoz l'a dit tout à l'heure -
à retirer l'initiative. Nous pourrions alors voter le contre-
projet sans arrière-pensée; un contre-projet qui contien-
drait quelque chose de nouveau, car actuellement,
comme on l'a exposé, la modification proposée de l'article
34sepf/es, 2e alinéa, actuellement et pour les prochaines
années, compte tenu du fait que nous avons reconduit la
surveillance des prix pour un certain temps, ne modifie
rien. Avec la proposition de M. Bundi, nous ajoutons quel-
que chose de plus, nous offrons une véritable alternative
qui est de plus conforme aux convictions de certains d'en-
tre nous.
C'est la raison pour laquelle je soutiens personnellement
la proposition de M. Bundi et vous invite également à la
voter. La proposition de M. Aider, appartement, va dans le
même sens, mais alors changer le cheval de «doit légifé-
rer» par le cheval «peut légiférer», à mon avis est inutile;
vraiment la Confédération n'a pas besoin, compte tenu de
l'article 64 de la constitution actuelle, de dire «peut légifé-
rer» dans le domaine des résiliations abusives. Il n'est pas
nécessaire d'avoir une disposition nouvelle, M. Brugger l'a
dit hier. Par contre, même s'il n'est pas indispensable
d'avoir une disposition absolument nouvelle dans la cons-
titution pour légiférer sur les résiliations abusives, poli-
tiquement cela nous paraît indispensable pour bien mon-
trer la volonté que nous avons.

Leutenegger: Ich gestatte mir, einige wenige Korrekturen
an den Ausführungen unseres Kollegen Bundi vorzuneh-
men, mit denen er über das Ziel hinausgeschossen hat.
Mit wenigen westschweizerischen, vor allem aber genferi-
schen Ausnahmen kann man - gesamtschweizerisch ge-
sehen - keineswegs von einer Hauseigentumskonzentra-
tion auf einige wenige sprechen. Der Anteil der kleinen
Eigentümer, die eine oder zwei Liegenschaften besitzen,

ist in unserem Lande nach wie vor ausserordentlich gross.
An einer breiten Eigentumsstreuung sind wir auch interes-
siert. So trifft auch seine generelle Bemerkung über die
Kontaktarmut zwischen Mietern und Vermietern nicht zu.
Diese sind sicher nicht überall gleich intensiv, aber - all-
gemein betrachtet - durchaus normal.
Zu den Anträgen Bundi und Aider: Was heisst schon «un-
gerechtfertigte Kündigungen»? Dieser vage Begriff müsste
vom Bundesrat erst einmal definiert werden. Das wäre
zweifellos ein schwieriges Unterfangen. Zudem haben wir
kein Interesse daran, die allgemeine Verunsicherung noch
zu vergrössern und mit unklaren Bestimmungen zu för-
dern. Man sollte doch meinen, Herr Kollege Aider, dass
unklare Formulierungen gar nichts mit liberal oder sozial
zu tun haben, im Gegenteil.
Lieber Kollege Eggli, Sie schlagen eine Ungleichheit zula-
sten der Vermieter vor. Wir wollen aber keine.Störung des
Gleichgewichtes; bei der gestern zur Beratung gestande-
nen Missbrauchsbekämpfung haben wir das doch einiger-
massen zustande gebracht. Deshalb beantragen wir Ihnen,
die Anträge Bundi und Aider abzulehnen.

Flubacher: Herr Bundi deutete an, unter Umständen wäre
eine Möglichkeit des Rückzugs der Initiative vorhanden,
wenn man seinem Vorschlag zustimmte. Ich kenne diese
Schalmeientöne nun seit Jahren und lehne diese Erpres-
sungsversuche ab, denn die Möglichkeit, über einen even-
tuellen Rückzug der Initiative zu verhandeln, ist natürlich
vertan. Man kann nicht, nachdem man mit extremen For-
derungen nicht durchgedrungen ist, noch etwas in zweiter
Stufe einzuhandeln versuchen; denn Sie werden ja diese
Extremisten nie unter einen Hut bringen, Herr Bundi, die
da alle in diesem Initiativkomitee sitzen und z. T. mit ver-
bundenen Augen durchs Land marschieren und deshalb
nicht sehen, dass in den letzten Jahren einiges passiert
ist, und zwar in positivem Sinne. Der Wohnungsmarkt ist
weitgehend saniert. Man darf aber nicht immer über zu
hohe Mietzinse klagen und gleichzeitig immer höhere
Komfortansprüche stellen. Wenn man glaubwürdig bleiben
will, darf man auch nicht einfach Unterschriften sammeln
gehen, bevor über einen Vorschlag eidgenössisch abge-
stimmt worden ist. Ich weiss, dass es sehr viele gewissen-
hafte Mietvertreter gibt; es gibt aber auch jene Sektierer,
mit denen man überhaupt nicht diskutieren kann. Ich bin
auch nicht bereit, unter Druck zu verhandeln.
Herr Dafflon sprach davon, es sei fast unmöglich, eine
vernünftige Wohnung zu finden. Ich glaube, es gibt nur
noch wenige Gemeinden in der Schweiz, wo dies der Fall
ist. Ich möchte Sie auch bitten, nicht immer das alte Feind-
bild Mieter/Vermieter aufzuziehen. Herr Dafflon erklärte,
was wir gestern beschlossen hätten, sei nur eine Karikatur
des Mieterschutzes. Manchmal habe ich den Eindruck, die
Partei des Herrn Dafflon sei nur eine Karikatur eines de-
mokratischen Gebildes. Das muss auch wieder einmal
festgehalten werden.
Wenn über die hohen Mieten geklagt wird, muss man auch
wieder einmal feststellen, dass ein Bauarbeiter heute rund
zwölf mal soviel kostet, wie er 1939 kostete. Sehen Sie sich
daneben einmal den Mietindex an und überlegen Sie sich,
ob da unverschämte Ueberforderungen auf der ganzen
Linie vorhanden seien oder nicht. Gewisse Uebergriffe
wird es immer geben; die gibt es von links und von rechts,
und diese Uebergriffe können ja vermieden werden, wenn
wir dem Gegenvorschlag des Bundesrates zur Initiative
zustimmen.
Diese Aeusserungen waren meine rein persönliche Mei-
nung. Ich habe noch mitzuteilen, dass die FdP-Fraktion
die Initiative einstimmig ablehnt, aber dem Gegenvor-
schlag des Bundesrates zustimmt.
Noch eine persönliche Bemerkung: Wie Kollege Waldner
bin auch ich kein Freund von Gegenvorschlägen, und zwar
auf der ganzen Linie. Nach meiner Meinung sollte einer,
wann er eine Initiative startet, genau wissen, dass sie so,
wie er sie einreicht, vor die Volksabstimmung muss. Wenn
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einer etwas erreichen will, soll er nicht zuerst extreme
Forderungen stellen und dann darauf hoffen, dass man die
Initiative mittels eines Gegenvorschlages mildere und
schliesslich den Gegenvorschlag annehme. In diesem Fal-
le hier bin ich persönlich auch für den Gegenvorschlag
und möchte Sie bitten, ihm zuzustimmen.
Wir werden Mühe haben, den Hauseigentümern diesen Ge-
genvorschlag glaubhaft zu machen. Es ist schon so: Viele
haben die Auffassung, wir hätten gestern schon einiges
zuviel beschlossen. Ich möchte Sie doch noch einmal ein-
dringlich bitten zu vermeiden, dass noch ein Grosskampf
um den gestern beschlossenen Mieterschutz entbrennt; wir
haben tatsächlich in diesem Land in den nächsten Jahren
anderes zu tun, als uns ständig wegen Mieterschutzproble-
men die Köpfe blutig zu schlagen.

Zlegler-Solothurn, Berichterstatter der Mehrheit: Zuerst
eine grundsätzliche Bemerkung: Es geht bei den Mietfra-
gen um menschliche Probleme und es geht um finanzielle
Interessen. Im Spannungsfeld dieser Probleme und Inter-
essen muss ein Mittelweg gefunden werden, der beiden
Seiten einigermassen Rechnung trägt. Dieser Weg liegt
auf der Linie des Gegenvorschlages und substantieller
Verbesserungen beim Missbrauchsbeschluss, wie sie ge-
stern beschlossen wurden. Wir haben zu wählen zwischen
weitgehender Staatsintervention und einer freiheitlichen
Lösung mit wirkungsvoller Missbrauchsbekämpfung. Es
geht hier um ordnungspolitische Entscheide.
Zu Artikel 2, zum Antrag der Minderheit: Der Minderheits-
antrag auf Einbezug ungerechtfertigter Kündigungen in Ar-
tikel 34septies Absatz 2 stand bereits in der Kommission
zur Debatte. Auf den Antrag Bundi entfielen acht, auf den
Antrag des Bundesrates zwölf Stimmen. Zur Ablehnung
des Antrages Bundi führten folgende Ueberlegungen: Er-
stens, diese Ergänzung ist nicht notwendig, sogar überflüs-
sig, weil der Bund bereits aufgrund der allgemeinen Zivil-
rechtskompetenz, gemäss Artikel 64 Absatz 2 der Bun-
desverfassung, zur Gesetzgebung auf dem Gebiet des
Kündigungsschutzes befugt ist; zum Zweiten ist darauf
hinzuweisen, dass der Mieter nach geltendem Recht nicht
schutzlos ist. Es sei hier nur an die Erstreckung des Miet-
verhältnisses bei sozialen Härtefällen erinnert. Dem Anlie-
gen der Minderheit soll im Rahmen der OR-Revision Rech-
nung getragen werden.

Ich beantrage Ihnen namens der Kommissionsmehrheit,
den Minderheitsantrag abzulehnen und dem Antrag von
Bundesrat und Kommissionsmehrheit zuzustimmen.

Zum Antrag von Kollege Aider: Die Kommission hatte kei-
ne Gelegenheit, den Antrag von Kollege Aider zu prüfen.
In der Form ist der Antrag Aider etwas milder, weniger
imperativ als der Antrag der Minderheit. Gemäss Antrag
Aider kann der Bund Bestimmungen erlassen; er ist also
nicht gehalten, es unbedingt zu tun. In der Sache selber,
in grundsätzlicher Hinsicht, besteht aber keine Differenz.
Auch der Antrag Aider will den Begriff der ungerechtfer-
tigten Kündigungen in den Artikel 34septies einbauen. Ich
beantrage Ihnen, den Antrag Aider abzulehnen.

Zu den Streichungsanträgen: Die Streichungsanträge be-
deuten den Verzicht auf den Gegenvorschlag. In der Kom-
mission war die Meinung vorherrschend, dass die Ausdeh-
nung des Geltungsbereichs des Missbrauchsbeschlusses
auf die ganze Schweiz unabhängig von der Lage des Woh-
nungsmarktes richtig und notwendig sei. Es ist zu beden-
ken, dass der Begriff Wohnungsnot schwer zu definieren
ist. Es gibt Gebiete und Regionen, in denen trotz grossem
Leerwohnungsbestand nicht genügend Wohnungen zu
einem für wirtschaftlich schwächere Volkskreise tragbaren
Mietzins vorhanden sind. Weiter ist zu berücksichtigen,
dass die Schlichtungsstellen, nicht nur in bezug auf die
Anfechtungsverfahren, sondern auch als Beratungs- und
Vermittlungsinstanzen, eine wichtige Funktion erfüllen. Es
wäre von grossem Nachteil, wenn diese Stellen in einzel-
nen Kantonen und Gemeinden wieder aufgehoben würden.

Aus diesen Gründen möchte ich Ihnen empfehlen, die
Streichungsanträge abzulehnen und dem Antrag von Bun-
desrat und Mehrheit zuzustimmen.
Zu Artikel 3: Die Kommission hat diesen Artikel In der
bundesrätlichen Fassung oppositionslos gutgeheissen. Aus
den Gründen, die ich Ihnen bereits dargelegt habe, bean-
trage ich Ihnen, alle anderslautenden Anträge zu Artikel 3
abzulehnen und dem Antrag von Bundesrat und Kommis-
sion zuzustimmen.

M. Grobet, rapporteur de la majorité: J'aimerais tout
d'abord rappeler les raisons pour lesquelles les mouve-
ments de locataires ont lancé une initiative pour une pro-
tection efficace des locataires.
M. le conseiller fédéral Brugger a assez curieusement re-
proché hier aux milieux des locataires d'avoir lancé cette
initiative un an seulement après le vote du 30 juin 1972
approuvant l'arrêté fédéral contre les abus dans le secteur
locatif. J'aimerais dire tout d'abord que c'est le dépôt de
l'initiative à la Chancellerie qui est intervenu une année
après et que cette initiative était en préparation bien
avant. Elle avait été décidée après l'échec, de justesse, de
l'initiative du droit au logement. Comment reprocher dans
ces conditions aux mouvements des locataires d'avoir lan-
cé une telle initiative?
Comme M. Dafflon l'a fort justement rappelé tout à l'heure,
la protection des locataires a été une véritable peau de
chagrin en Suisse jusqu'au début des années 1970. Dans
les années 1960 déjà, la majorité de ce Parlement avait
proclamé sa confiance inébranlable dans le bon fonc-
tionnement du marché du logement. C'est cette profession
de foi qui avait conduit au démontage de la protection des
locataires, avec les conséquences que l'on sait. La situa-
tion est devenue intenable, avec une nouvelle aggravation
du marché du logement, et cela à tel point que le Conseil
fédéral a dû, de lui-même, prendre les devants en propo-
sant un rétablissement d'urgence d'une certaine protec-
tion dans le domaine de la résiliation du bail et de la for-
mation des loyers.
J'ose dire que la mobilisation des locataires et le résultat
marquant de l'initiative du droit au logement n'ont pas été
étrangers à la prise de conscience du Conseil fédéral et
d'une majorité de ce Parlement sur la situation dégradée
des locataires. Aujourd'hui, de nombreux orateurs invo-
quent la légère détente dans le domaine du logement et
pensent que le problème de la pénurie de logements est
réglé. Or ce n'est pas la première fois qu'il y a dans notre
pays une détente. Au lendemain de la guerre - dois-Je le
rappeler? - il y avait également de nombreux logements
libres, ce qui n'a pas empêché la crise d'apparaître. L'ex-
périence devrait nous montrer que le marché du logement
est fondamentalement inélastique et qu'il subit des con-
traintes régulières, ce qui est logique si l'on songe que les
logements ne peuvent pas, comme de nombreux produits
de consommation, être manufacturés dans un court laps
de temps. La construction de logements prend plusieurs
années et la production de logements s'adapte toujours à
retardement à la demande. Lorsque la crise était à son
niveau le plus élevé, il a fallu mettre en marche la ma-
chine de production, mais les nouveaux logements ne sont
arrivés sur le marché que deux ou trois ans plus tard,
juste à un moment où la conjoncture économique se ra-
lentissait et où de nombreux étrangers quittaient le pays.
Aujourd'hui, l'industrie de la construction de logements
fonctionne au ralenti et elle ne redémarrera probablement
pas avant que la demande ne reprenne. Comme M. Gug-
genheim l'a rappelé tout récemment encore, il faut s'atten-
dre, dans les années à venir, à de nouvelles tensions sur
le marché du logement.
I! est donc indispensable d'avoir un arsenal législatif en
place, quelles que soient les conditions du moment du
marché. A ce sujet, on peut faire un parallèle avec l'assu-
rance-chômage qui avait été laissée en sommeil durant de
longues années, que certains voulaient même supprimer,
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et qu'il a fallu également renforcer d'urgence sous la
pression des événements. J'appelle cela faire œuvre de
mauvais législateurs et faire preuve d'imprévoyance.
Certes, aujourd'hui, les esprits semblent avoir évolué,
puisque le principe de la protection des locataires n'est
contesté par personne, ce qui était loin d'être le cas il y a
quelques années encore. C'est l'étendue de cette protec-
tion qui fait l'objet de divergences. Mais il y a tout de
même du progrès et en cela je ne partage pas le pessi-
misme de M. Dafflon, puisque le principe d'une législation
permanente de protection contre les abus dans le secteur
locatif semble admis de façon unanime.
Dois-je rappeler qu'en 1971, lorsque le Conseil fédéral
avait proposé son projet d'article 34sepf/es, cette disposi-
tion ne prévoyait pas de dispositions contre les abus dans
le secteur locatif? C'est notre Parlement qui a proposé la
disposition constitutionnelle actuelle. Depuis lors le Con-
seil fédéral, non seulement s'est rallié à cette innovation
mais il en est devenu le défenseur: hier encore M. Brug-
ger proposait de transformer l'arrêté fédéral en loi perma-
nente. C'est le Conseil fédéral qui propose de renforcer
cette disposition constitutionnelle en supprimant la réfé-
rence aux communes où existe une pénurie de logements.
Dès lors, la proposition de M. Aider paraît inacceptable.
Elle vise en effet à affaiblir la base constitutionnellle ac-
tuelle et je vous recommande de rejeter cette proposition.
En ce qui concerne la proposition de M. Bundi, la com-
mission l'a rejetée. Personnellement je la soutiens. Je ne
vois pas ce que le Conseil fédéral craint en acceptant
cette proposition, puisqu'il estime lui-même qu'il y a un
certain nombre d'abus dans le secteur locatif; or, s'il y a
un abus qui est choquant, c'est bien en certaines circons-
tances la résiliation du bail, notamment lorsqu'il s'agit
d'une mesure de rétorsion à l'égard du locataire. A mon
étonnement, M. le conseiller fédéral Brugger m'a reproché
hier de ne pas être objectif en citant certains exemples de
congés. Mais enfin, c'est bien parce qu'il y a eu des abus
de certains propriétaires - je dis bien de certains proprié-
taires - que le Parlement a légiféré contre les abus dans
le secteur locatif! On ne saurait donc nous reprocher au-
jourd'hui de rappeler qu'il y a malheureusement certains
abus particulièrement choquants dans le domaine locatif
et qu'un Etat à caractère social, qui prêche le principe de
la solidarité, ne saurait admettre.
Il y a peu de temps, les locataires d'un immeuble à Ge-
nève ont tous reçu le congé sous prétexte de travaux de
réfection à entreprendre. Il s'agissait, pour la plupart, de
personnes âgées. La Commission des pétitions du can-
ton de Genève, saisie de ce problème, a pu se convaincre
de l'état de détresse profonde de ces locataires qui
avaient reçu le congé et qui ne savaient où aller se relo-
ger, le propriétaire n'ayant proposé aucun relogement et
les logements vacants sur le marché à Genève n'étant pas
à la portée de rentiers AVS. Je ne sais pas si M. Duboule,
qui est intervenu hier et qui prétend que la pénurie de
logements serait uniquement qualitative, pourra trouver
une solution pour ces locataires, mais j'en doute. Dans ce
cas précis, tous les milieux, et même les milieux immobi-
liers, à Genève, reconnaissent que le projet du proprié-
taire - qui est du reste une personne d'origine étrangère -
n'est pas raisonnable. Certes, Monsieur Bonnard, ces lo-
cataires sont défendus par des associations de défense
des locataires et je vous remercie d'avoir reconnu leur
rôle d'utilité publique. Il est vrai que ces associations ont
largement contribué à ce qu les locataires prennent mieux
conscience des droits que leur a conférés ce Parlement.
Mais, Monsieur Bonnard, les associations de locataires ne
peuvent pas faire des miracles, elles ne peuvent pas dé-
fendre efficacement des locataires si la loi ne leur donne
pas des droits. Or il est manifeste que la loi actuelle ne
protège pas suffisamment les locataires contre les congés.
Le Conseil fédéral le reconnaît implicitement puisqu'il a
accepté les postulats Fontanet et Muheim et qu'il promet
une revision du code des obligations. Si cette question

avait été traitée par le Département de l'économie publi-
que qui, il faut le reconnaître, s'est préoccupé du sort des
locataires, nous aurions peut-être aujourd'hui ce projet
qui malheureusement nous fait défaut. Pourquoi alors ne
pas s'engager d'ores et déjà dans ce sens en prévoyant la
base constitutionnelle qui permettrait de trouver une solu-
tion à ce problème délicat?

En conclusion, la proposition de M. Bundi laisse la porte
ouverte en ce qui concerne les formes de protection que
le Conseil fédéral pourrait retenir. Il s'agit uniquement
d'une indication d'intention qui est similaire à celle que ce
Parlement avait lui-même introduite en 1971 lorsqu'il avait
modifié le projet d'article 34sepr/es proposé par le Conseil
fédéral.

Bundesrat Brugger: Die ausgedehnte Diskussion von heute
morgen hat wieder einmal mit eindrücklicher Deutlichkeit
gezeigt, wie weit die Meinungen in diesem Lande über die
Fragen des Mieterschutzes auseinandergehen. Der Bun-
desrat hat es in dieser Situation nicht ganz leicht, Ihnen
Vorschläge zu unterbreiten, die politisch tragbar, ord-
nungspolitisch verantwortbar und nachher auch in der
Durchführung praktikabel sind. Wir haben uns bemüht,
solche Lösungen zu finden, und ich freue mich, feststellen
zu können, dass auch die Mehrheit Ihrer Kommission sich
den bundesrätlichen Anträgen angeschlossen hat.

Gestatten Sie mir ein paar kurze Ausführungen zum An-
trag Dafflon und zum Eventualantrag Eggli. Diese Anträge
haben das Ziel, dem Volke die Zustimmung zum Volksbe-
gehren zu empfehlen. Wir haben gestern über die Mietpreis-
kontrolle gesprochen, über ihre kontraproduktiven Auswir-
kungen, über ihre Stellung im Rahmen unseres Wirt-
schaftssystems und unseres Gesellschaftssystems. Ich
glaube, darüber braucht heute nichts mehr gesagt zu wer-
den. Sie haben mit den Abstimmungen von gestern bewie-
sen, dass Sie in diesem Punkt die Auffassungen des Bun-
desrates mit starker Mehrheit teilen. Aber es ist wohl
noch etwas zu sagen über den zweiten Teil dieser Volksin-
itiative, nämlich über den Kündigungsschutz; denn es ist
ja eines der weiteren Hauptanliegen des Volksbegehrens,
dass der bestehende Kündigungsschutz massiv ausgebaut
werden sollte. Nach dem geltenden Recht (Art. 267a OR) -
es ist wichtig, dass man das sieht - kann das Mietverhält-
nis erstreckt werden, wenn die Kündigung für den Mieter
oder seine Familie eine Härte zur Folge hätte, die in einem
Missverhältnis zu den Interessen des Vermieters stehen
würde. Das ist nach ausdrücklicher Gesetzesbestimmung
immer dann nicht der Fall, wenn der Mieter oder ein An-
gehöriger seiner Hausgemeinschaft zu berechtigten Kla-
gen Anlass gibt; dann obsiegt das Interesse des Vermie-
ters, also bei eigentlicher Vertragsverletzung; oder wenn
bei einem mit Miete gekoppelten Arbeitsvertrag der Mieter
selber seine Anstellung kündigt; oder wenn er durch gro-
bes Verschulden den Arbeitgeber zur Kündigung veran-
lasst hat. Ein weiterer Grund ist Eigenbedarf des Mieters
für sich, für nahe Verwandte oder Verschwägerte. Der
Kündigungsschutz nach dem geltenden Recht knüpft also
- mit anderen Worten - immer an eine ungerechtfertigte
Kündigung an, die immer dann zu bejahen ist, wenn den
im Obligationenrecht umschriebenen schutzwürdigen In-
teressen des Mieters keine höher zu bewertenden Gegen-
interessen des Vermieters gegenüberstehen. Das scheint
mir eine ausgeglichene, vernünftige Lösung zu sein, um
die man übrigens in den Räten sehr lange gerungen hat.

Die Initiative geht einen ganz anderen Weg; sie unter-
scheidet zwischen den ungerechtfertigten Kündigungen,
die zwingend aufzuheben sind - das ist die eine Seite -,
und dann spricht sie auch noch von den gerechtfertigten
Kündigungen, die nach der Meinung der Initianten keinen
absoluten Schutz verdienen. Gerechtfertigte Kündigungen
können aufgeschoben, allenfalls sogar aufgehoben wer-
den, wenn sie eine Härte für den Mieter bedeuten, so dass
also der Vermieter unter Umständen, auch wenn dies



Protection des locataires 1662 16 décembre 1976

sachlich gerechtfertigt wäre, überhaupt keinen Rechts-
schutz geniesst.
Aus der Initiative - übrigens auch aus dem Antrag von
Herrn Bund) - geht nicht hervor, was unter ungerechtfer-
tigter Kündigung und was unter gerechtfertigter Kündi-
gung zu verstehen ist. Da würden vermutlich die Interpre-
tationen weit auseinandergehen; der Auftrag an den Ge-
setzgeber ist in dieser Beziehung sehr unklar. Aufgrund
der Verlautbarungen der Initianten kann man aber anneh-
men, dass in der Regel einfach die Vermutung genügen
soll, eine Kündigung sei an sich nicht gerechtfertigt. Für
die Annahme einer gerechtfertigten Kündigung müsste ein
spezieller Anlass oder eine besondere Begründung gege-
ben sein. Das aber sind sehr weitgehende Konzeptionen
und Vorstellungen.
Ich habe diese mehr rechtlichen und etwas abstrakten
Ausführungen lediglich gemacht, um Ihnen zu zeigen, dass
die Initiative hinsichtlich Kündigung etwas ganz anderes
will als das, was wir heute im Obligationenrecht haben,
und auch als das, was vermutlich für eine Weiterentwick-
lung des heutigen Rechtszustandes «dring liegt». Es geht
hier wiederum um die Frage der Verhältnismässigkeit
staatlicher Eingriffe. Wir glauben - das ist die Auffassung
des Bundesrates wie auch der Mehrheit Ihrer Kommission
-, dass bei der Initiative diese Verhältnismässigkeit ein-
deutig gestört ist und dass auch das rechtliche Gleichge-
wicht zwischen den beiden Partnern - zwischen Vermieter
und Mieter - aus den Fugen gerät. Das sind die Gründe,
weshalb Bundesrat und Kommission Ihnen beantragen, die
Initiative abzulehnen.
Diese Ausführungen gelten zu einem grossen Teil auch für
den Antrag von Herrn Bundi. Auch hier kommt der Begriff
der ungerechtfertigten Kündigung vor. Hier bestehen die
genau gleichen Interpretationsschwierigkeiten. Wenn der
Antragsteller die Auffassung hätte, dass eigentlich mit der
Weiterentwicklung des Obligationenrechtes der Sache ge-
dient wäre und sein Ziel erreicht werden könnte, dann
hätte er diesen Antrag gar nicht stellen müssen, weil wir
für die Weiterführung des Abschnittes «Miete und Pacht»
im Obligationenrecht die verfassungsmässige Grundlage
bereits haben, und zwar im Artikel 64 der Bundesverfas-
sung. Offenbar aber will man diesen Begriff der unge-
rechtfertigten Kündigung in den Verfassungstext einführen,
weil dahinter ganz andere Vorstellungen über den sachli-
chen Gehalt einer solchen Bestimmung stehen. Bundesrat
und Kommission glauben indessen, dass man die berech-
tigten Interessen des Mieters mit einer Weiterentwicklung
des Obligationenrechtes in einem vernünftigen, praktikab-
len Rahmen berücksichtigen kann.
Ich muss Sie also bitten, auch den Antrag Bundi abzuleh-
nen, wobei ich noch einmal die Erklärung abgeben möch-
te, dass der Bundesrat gewillt ist, diese Revision des Obli-
gationenrechtes an die Hand zu nehmen. Er wartet noch
auf den Expertenbericht von alt Bundesrichter Dr. Schmid,
der für den März des nächsten Jahres versprochen ist. Ich
möchte Sie bitten, meine Versicherung entgegenzunehmen
und dem Bundesrat das nötige Vertrauen entgegenzubrin-
gen. Die Absicht ist klar. Ich glaube, dass wir da sehr
rasch zu einer Lösung kommen werden. Was dann das
Parlament daraus machen wird, ist wieder eine andere
Frage. Ich erinnere mich da an die gewaltigen, homeri-
schen Diskussionen, die man bei der letzten Revision
dieses Titels im Obligationenrecht führte. Aber das ist dann
Ihre Sache; das sind dann politische Entscheidungen, die
so oder so getroffen werden müssen.
Der Antrag Aider stört uns an sich nicht. Herr Aider hat
erklärt, dass er aus seinem liberalen Herzen keine Mörder-
grube machen möchte - ich auch nicht! Er möchte auf der
einen Seite das, was heute obligatorisch, zwingend in der
Verfassung steht, nämlich dass der Bund auf dem Gebiet
der Missbrauchsbekämpfung im Mietwesen etwas machen
soll, wieder fakultativ ausgestalten mit einer Kann-Vor-
schrift Das könnte man, aber es würde an der heutigen
Situation kein Jota ändern. Sie haben gestern den Bun-

desbeschluss mehr oder weniger einstimmig verabschie-
det. Ich möchte Ihnen dafür danken. Ich glaube, dass vom
Ständerat da in der Praxis wohl keine wesentlichen Aen-
derungen vorgenommen werden. Obligatorisch oder fakul-
tativ - das kommt also aufs Gleiche heraus.
Längerfristig gesehen, Herr Nationalrat Aider, möchte Ich
Ihnen als Liberaler sagen: Es ist politisch wohl nicht reali-
stisch zu glauben, dass wir auf diesem Gebiet - wir spra-
chen vom Dach über dem Kopf -, wo es um etwas Ele-
mentares für Wohlergehen und Wohlbefinden eines Men-
schen und einer Familie geht, in absehbarer Zeit auf eine
Bekämpfung der Missbräuche verzichten können. Das hat
in meinem und sicher auch in Ihrem liberalen Weltbild
durchaus Platz; denn auch wir haben gar kein Interesse,
dass die guten Zielsetzungen einer liberalen Gesell-
schaftsordnung durch Leute in Frage gestellt werden, die
nicht über genügend Charakter, Disziplin und Wohlverhal-
ten verfügen, um in einer solchen liberalen Gesellschaft
bestehen zu können.
Dadurch, dass Sie nun zudem noch den Kündigungsschutz
in die Verfassung hineinnehmen wollen - auch nicht obli-
gatorisch, sondern wiederum mit einer Kann-Vorschrlft -,
geraten wir in eine etwas merkwürdige Situation: Der Arti-
kel 64 bietet uns diese Befugnisse. Der Bundesrat ist be-
fugt, in Ihrem Sinn im Obligationenrecht zu legiferieren.
Ich habe erklärt, dass wir das tun werden. Jetzt wollen Sie
uns noch einmal Befugnisse geben, im Artikel 34sexies
Absatz 2. Damit wäre der Bundesrat also zweimal befugt,
dasselbe zu tun. Ich weiss nicht, ob das rechtspolitisch -
wie Sie dem zu sagen pflegen - eine gute Lösung dar-
stellt. Ich wiederhole: Die Lösung Aider würde uns nicht
stören; das würde an den heutigen und künftigen Verhält-
nissen mindestens für die nächsten Jahre praktisch nichts
ändern. Mir scheint dieser Antrag aber auch nicht nötig zu
sein, weshalb ich Sie bitte, ihn abzulehnen.
Nun wird auch der Gegenvorschlag des Bundesrates be-
kämpft. Wir haben diesen Gegenvorschlag nicht aus tak-
tischen Ueberlegungen unterbreitet - der Bundesrat macht
nie taktische Ueberlegungen oder doch nur selten -, sondern
aus sachlichen Gründen. Ich habe Ihnen schon gestern
dargelegt, weshalb wir glauben, dass dieser Gegenvor-
schlag sachlich richtig sei:
1. Er bestätigt das geltende Recht, wie es über den Preis-
überwachungsbeschluss eingeführt worden ist und ohne-
dies noch zwei Jahre Gültigkeit hat, nämlich die Ausdeh-
nung dieser Schutzmassnahmen auf das ganze Gebiet der
Schweiz, ohne dass das Kriterium der Wohnungsnot Gül-
tigkeit hätte. Diese Schlichtungsstellen sind überall einge-
richtet; sie entfalten eine wohltuende Aktivität, sie werden
nicht nur für Streitigkeiten über die Mietzinse in engerem
Sinne verwendet, sondern für alle die vielen Friktionen, die
zwischen Mietern und Vermietern vorkommen können. Die
Tätigkeit dieser Schlichtungsstellen hat wesentlich dazu
beigetragen, auf diesem Gebiet eine gewisse Entspannung
zwischen den beiden Gruppen in unserer Bevölkerung
herbeizuführen. Das gilt für das ganze Land und nicht nur
für ausgewählte Agglomerationen.
2. Es ist ausserordentlich schwierig, den Begriff der Woh-
nungsnot zu definieren. Der Herr Kommissionspräsident
hat das bereits erläutert. Es ist so schwierig, well man mit
den Leerwohnungszahlen allein nicht auskommt, da es
verschiedene Wohnungskategorien gibt, die berücksichtigt
werden müssen.
3. Das sage ich nun auch wieder als Liberaler: Auch hier
gilt die Ueberlegung, dass der Kampf gegen Missbräuche,
die unser liberales Gesellschafts- und Wirtschaftssystem
unterhöhlen könnten, durchaus eine berechtigte, notwen-
dige Massnahme ist. Missbräuche hängen wohl weniger
oder doch nicht allein vom Kriterium der Wohnungsnot ab;
meistens steckt menschliches Versagen dahinter, und un-
würdiges, schlechtes Verhalten kann in Gottes Namen we-
der regionalisiert noch geographisch abgegrenzt werden.
Aus diesem Grunde bitte ich Sie, dem Gegenvorschlag
zuzustimmen und alle übrigen Anträge abzulehnen. In die-
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sem Falle sind die Meinungen von Kommissionsmehrheit
und Bundesrat absolut kongruent, im Gegensatz zu ge-
stern. Ich freue mich, das in diesem- Punkt feststellen zu
dürfen.

Präsident: Wir kommen zur Bereinigung der Anträge. Zu-
nächst zu Artikel 2: Hier schlägt die Mehrheit als Gegen-
vorschlag Schutzvorschriften für die Mietzinse und andere
Forderungen vor; die Minderheit Bundi und Aider schlagen
Schutzvorschriften vor für Mietzinse, andere Forderungen
und Kündigungen. Der Antrag Bundi ist verbindlich, jener
des Herrn Aider enthält die Kann-Formel.
Ich schlage Ihnen vor, in eventueller Abstimmung den An-
trag Bundi jenem des Herrn Aider gegenüberzustellen, das
Resultat in der Hauptabstimmung dem Antrag der Mehr-
heit. (Zustimmung - Adhésion)

Abstimmung - Vote

Art. 2
Eventuell - Eventuellement
Für den Antrag der Minderheit 69 Stimmen
Für den Antrag Aider 84 Stimmen

Definitiv — Définitivement
Für den Antrag der Mehrheit 92 Stimmen
Für den Antrag Aider 68 Stimmen

Präsident: Wir kommen zur Bereinigung des Artikels 3: Die
Herren Eggli und Dafflon schlagen vor, die Annahme der
Initiative zu empfehlen (d. h. Ja zur Initiative).
Herr Bonnard empfiehlt Verwerfung, d. h. Nein zur Initiati-
ve.
Ich beantrage Ihnen, in eventueller Abstimmung die bei-
den Anträge einander gegenüberzustellen, das Resultat in
definitiver Abstimmung dem Antrag der Mehrheit. (Zustim-
mung - Adhésion)

Abstimmung - Vote

Art. 3
Eventuell - Eventuellement:
Für die Anträge Eggli/Dafflon 53 Stimmen
Für den Antrag Bonnard 92 Stimmen

Definitiv - Définitivement:
Für den Antrag der Mehrheit 103 Stimmen
Für den Antrag Bonnard 16 Stimmen

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble
Für Annahme des Beschlussentwurfes 102 Stimmen
Dagegen 19 Stimmen

An den Ständerat - Au Conseil des Etats

#ST# 76.086

Dürregeschädigte Betriebe. Massnahmen
Exploitations touchées par la sécheresse.
Mesures

Siehe Seite 1514 hiervor — Voir page 1514 ci-devant

Beschluss des Ständerates vom 16. Dezember 1976

Décision du Conseil des Etats du 16 décembre 1976

Abstimmung - Vote
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel 116 Stimmen
Dagegen 5 Stimmen

Das qualifizierte Mehr ist erreicht
La majorité qualifiée est acquise

An den Ständerat - Au Conseil des Etats

#ST# 76.015

Rüstungsprogramm 1976
Programme d'armement 1976

Botschaft und Beschiussentwurf vom 11. Februar 1976
(BBI l, 857)

Message et projet d'arrêté du 11 février 1976 (FF I, 840)

Beschliuss des Ständerates vom 15. Dezember 1976
Décision du Conseil des Etats du 15 décembre 1976

Antrag des Büros vom 15. Dezember 1976
Mit dem Rüstungsprogramm 1976 (Botschaft vom 11. Fe-
bruar 1976) beantragte der Bundesrat einen Verpflich-
tungskredit zur Beschaffung von Raketenrohren (System
Nora).
Truppenversuche mit dieser Waffe im Frühling 1976 offen-
barten Mängel. Die Kommission und das Plenum des Stän-
derates konnten deshalb die Beratung der Vorlage nicht
aufnehmen.
Die Versuche mit verbesserter Munition sind noch im Gan-
ge. Ob das System Nora weiterverfolgt werden soll, wird
Ende 1976 entschieden.
Die Beschaffung der Waffe würde in jedem Fall mit einer
neuen Botschaft beantragt. Das Rüstungsprogramm 1976
ist gegenstandslos geworden. Der Ständerat hat es bereits
von der Geschäftsliste abgeschrieben.
Das Büro beantragt, das Geschäft 76.015, «Rüstungspro-
gramm 1976», ebenfalls als gegenstandslos abzuschreiben.

Proposition du Bureau du 15 décembre 1976
En présentant son programme d'armement 1976 (message
du 11 février 1976), le Conseil fédéral avait sollicité un cré-
dit d'engagement destiné à l'acquisition de tubes ro-
quettes (système Nora).
Les essais faits par la troupe le printemps dernier ayant
révélé des déficiences, la commission et le plénum du
Conseil des Etats n'ont pas pu s'atteler à l'examen du pro-
jet.
Les essais entrepris au moyen de munitions de meilleure
qualité sont encore en cours. Ce n'est qu'à la fin de l'an-
née que l'on pourra décider s'il y a lieu ou non de pour-
suivre le système Nora.
L'acquisition des tubes roquettes ferait de .toute façon
l'objet d'un nouveau message. Le programme d'armement
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